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MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den online-Lesern 
des MieterMagazins gehören wollen, 
dann registrieren Sie sich bitte unter 

www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv

Mitglieder werben Mitglieder

Machen Sie den Berliner 
Mieterverein noch stärker! 

Überzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, Arbeits-
kollegen oder Nachbarn von den Vorteilen einer 

Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: Sie haben 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung in allen 

wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. Der Berliner 
Mieterverein setzt berechtigte Mieter ansprüche gegen-
über Vermietern durch. Überprüfungen der Ansprüche 
und ausführliche Rechtsberatung sind für Mitglieder 

des Berliner Mietervereins kostenlos.

Für jedes neugeworbene Mitglied erhält der Werber 
15,- Euro auf seinem Mitgliedskonto gutgeschrieben. 
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Komplett aktualisiert

Seit Jahrzehnten ist das Mieterlexikon des Deutschen 
Mieterbundes das zuverlässige, umfassende und immer 
aktuelle Nachschlagewerk für Fachleute und Laien.  

Eine Reihe neuer gesetzlicher Bestimmungen und zahlreiche 
neue Grundsatzentscheidungen des Bundesgerichtshofs so  -
wie unzählige Urteile der Amts- und Landgerichte haben das 
Mietrecht in Deutschland seit der letzten Auflage des Mieter  -
lexikons spürbar verändert. Mieter – aber auch Vermieter – 
müssen hinsichtlich ihrer Rechte und Pflichten in vielen Punk-
ten umdenken. Das Mieterlexikon 2020/2021 bringt sie auf 
den neuesten Stand.

Das Mieterlexikon ist für 14 Euro zzgl. Versandkosten 
 erhältlich über den Online-Shop des DMB-Verlages  
https://shop.mieterbund.de/buecher/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

https://www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv.htm
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Eine Säule der Wohnungsversorgung stellen 

die Berliner Genossenschaften dar. 

Aber deren Förderung wirkt nicht, 
wie sie soll.
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Eine Studie der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung zeigt: So wäre ein bundesweiter 

Mietendeckel verfassungs­
rechtlich möglich.
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Bei alljährlich schätzungsweise 

10 000 Berliner Wohnungen läuft 

die Sperrfrist für eine Eigenbedarfs­
kündigung ab. Befürchtet wird eine 

Kündigungswelle.
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 Die unter „Leserbriefe“ abgedruck­
ten Beiträge sind Meinungsäuße­
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 9/2021, Sei­
te 26 ff., Birgit Leiß, Rosemarie  Mie ­
der, Jens Sethmann: „Wahlen 2021 
– Parteien zur Mieten­ und Woh­
nungspolitik“

Hilfreich 

Ihr Überblick der Parteien zum Woh-
nungsmarkt ist ganz großartig und 
sehr hilfreich! 
M. Messner per E­Mail

Betr.: MieterMagazin 8/2021, Seite 
14 ff., Birgit Leiß: „Das Auto an den 
Nagel hängen? Berlins zaghafte Ver­
suche, Verkehrsflächen für andere 
städtische Nutzungen umzuwidmen“

Mit dem Lasso eingefangen 

Von welchem Wahlsieg gehen Sie 
denn in Ihrem Verkehrsszenario 
2030 aus? Wenn die Stadt Glück 
hat, ist 2030 mit Verspätung die 
Siemensbahn ohne deren Verlän-
gerung nach Hakenfelde im Betrieb, 
während die S 21 den Potsdamer 
Platz nicht erreicht hat. Auch die U 3 
nach Mexikoplatz und die U 7 nach 
Staaken und zum BER gibt es noch 
nicht. 
Man streitet weiter über die Frage 
einer Tram oder U 8 ins Märkische 
Viertel und weder die Stammbahn 
noch die S-Bahn nach Nauen, Vel-
ten, Wustermark und Rangsdorf 
sowie die Dresdner Bahn zum BER 
sind fertig. Letztere sollte ja schon 
2011 fahren. Ganz abgesehen von 
dem Anschluss der Trams nach Her-
mannplatz und zur Tiergartenstraße, 
werden die in den 1990ern gelegten 
Schienen bis heute nicht genutzt. 
Und ob der TXL irgendwann auf 
Schienen erreicht wird? Das wissen 
die Götter. Wa rum sollte in Berlin 
nach 32 Jahren Palaver plötzlich ge-
handelt werden? Vor allem, wenn 
nach jahrelanger Beobachtung einer 
Fläche durch hochdotierte Zoologen 
an irgendeiner verrosteten Weiche 
der gestreifte Regenwurm (unter Ar-
tenschutz) gefunden wird? Erinnert 
sei an den Vogel, der die Bauarbei-
ten an der ICE-Strecke nach Hanno-
ver jahrelang verzögerte.  
Berlin ist ja leider nicht Hamburg, 
wo still und effektiv eine komplett 
neue S-Bahn gebaut wird und auch 
ohne Olympia 2024 die U4 zu den 
Elbbrücken fortgeführt wurde. 
Währenddessen waren hier nach 
der Wende sämtliche für Verkehr 
zuständigen Senatoren inkompetent 
und mit dem Lasso eingefangen. Sie 
waren ganz offensichtlich daran des-
interessiert, Pünktlichkeit, Service, 
vernetztes Denken, Betriebssicher-
heit, Graffiti- und Barrierefreiheit bei 
der Bahn, der BVG, dem VBB und 
den anderen zu produzieren. 
R. Vorwachs per E­Mail

 

Betr.: MieterMagazin 9/2021, Sei  ­
te 20, Birgit Leiß: „Besondere Sied­
lungen – Das Gallische Dorf im Nor­
den Berlins “

 Invalidensiedlung ist in Frohnau 

Ihr Beitrag entspricht nicht ganz den 
Tatsachen. Die Siedlung ist nicht für 
Invaliden und Kriegswitwen  erbaut, 
sondern für Beamte und sozial schwa-
che kinderreiche Familien. Die Inva  -
lidensiedlung ist in Frohnau. Es sind 
auch keine Einfamilienhäuser, son-
dern Reihenhäuser mit Bad und Mehr -
familienhäuser mit vier Wohnungen. 
Frau Franke ist die Einzige, deren 
Haus an Privatleute verkauft wurde. 
Sie ist glücklich, keine Gerichtsver-
handlungen mehr zu haben und wei -
ter in ihrem gewohnten Umfeld le-
ben zu können. 
U. Ahmad per E­Mail

Betr.: MieterMagazin 10/2021, 
4. Umschlagseite, Anzeige „Jetzt 
eben anders“

Tränen

Angesichts der alten Dame auf der 
Rückseite Ihres Magazins, bekleidet 
mit einem melierten Breitschwanz-
persianer mit weißem Nerzkragen, 
preziosem Ohrschmuck, stylisch ro-
sa gelockter Frisur, kommen mir im 
Zusammenhang mit dem Titel „Die 
Miete frisst meine Rente auf“ die 
Tränen. Wer denkt sich denn sowas 
aus, oder denkt man überhaupt was? 
E. Niemann per E­Mail
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 Wir sind für Sie da! 
Liebe Ratsuchende, liebe Mitglieder,

gerne beraten und unterstützen wir Sie. Bitte beachten Sie die 
 nachfolgenden Hinweise, damit Ihre Beratung unter Einhal-
tung der Corona-Schutzmaßnahmen sicher möglich ist.

Persönliche Beratungen nur nach Terminvereinbarung
Die persönliche Beratung ist weiterhin nur nach vorheriger te-
lefonischer Terminvereinbarung möglich. Bitte vereinbaren Sie 
Ihren Termin über unser Servicetelefon S 030­226 260.

Im Beratungszentrum Frankfurter Allee kann nur eine einzelne 
Person pro Termin beraten werden, es sei denn Sie benötigen 
einen Dolmetscher/eine Assistenz, dann ist eine Begleitung 
auch dort möglich.

Nutzen Sie auch die kontaktlose Telefonberatung 
Mit einer umfassenden Telefonberatung können Sie kontaktfrei 
und gut beraten werden. Bitte vereinbaren Sie über unser Ser­
vicetelefon S 030­226 260 einen Termin für einen Rückruf. 

Sie werden dann zur vereinbarten Zeit von unseren beraten-
den Anwältinnen und Anwälten zurückgerufen und können 
Ihre Angelegenheit ausführlich besprechen.

Für diese ausführliche Telefonberatung können Sie uns Ih re Un­
terlagen bitte bis spätestens zwei Tage vor der Beratung per 
E-Mail (an: unterlagen@berliner­mieterverein.de) zusenden. Bitte 
geben Sie im Betreff Ihren Nachnamen und Ihre Mitglieds-
nummer an und nutzen Sie bei Anhängen die drei gängigen 
Formate PDF, Officedokumente und JPEG.

Vorkehrungen für den Gesundheitsschutz 
In den Beratungszentren haben wir die erforderlichen Vorkeh-
rungen für den Gesundheitsschutz getroffen. Falls Sie einen 
Ter min für den persönlichen Besuch in der Beratung vereinbart 
haben, bitten wir Sie, folgende Regeln zu beachten:
rMagazin 11/2021
L Bitte bleiben Sie bei Krankheitssymptomen wie Husten und 
Fieber oder einer positiven Testung zu Hause und nutzen Sie 
die telefonische Rechtsberatung. Dies trifft auch dann zu, wenn 
Sie sich haben testen lassen und das Ergebnis noch aussteht.
L Erscheinen Sie bitte pünktlich. Der Zutritt zur Beratungs­
stelle ist zur Vermeidung von Kontakten erst 5 Minuten vor 
Ihrem vereinbarten Termin möglich.
L Es ist eine Mund- und Nasenschutzmaske (FFP2 oder medi-
zinische Maske) zu tragen und der Mindestabstand von 1,50 
Metern einzuhalten.

Weitere Beratungsangebote

Alle „kleinen“ Beratungsstellen, für die wir Räume anderer 
Träger nutzen, sind vorrübergehend  geschlossen. 
Auskünfte über unser Servicetelefon S 030­226 260.

Telefonische Kurzberatung ohne Terminvereinbarung
montags bis freitags von 13 bis 16 Uhr sowie montags und 
donnerstags von 17 bis 20 Uhr unter S 030­226 26­152. 
Hier ist allerdings keine Einsicht in Unterlagen möglich. 
Falls dies erforderlich ist, vereinbaren Sie bitte einen Termin 
für die ausführliche Telefonberatung.

E­Mail­Beratung/schriftliche Anfragen
Ihre E-Mail-Anfrage bitte an unterlagen@berliner­mieterverein.de  
oder Ihren Brief an den Berliner Mieterverein, Spichernstraße 1, 
10777 Berlin.

Mitglied werden
Bitte nutzen Sie unsere Beitrittsformulare unter: www.berliner­
mieterverein.de/beitreten.htm . Für Rückfragen stehen wir Ihnen 
unter Servicetelefon S 030­226 260 gerne zur Verfügung.

Melden Sie sich gerne für Ihre Fragen. Vielen Dank.

i.V. Reiner Wild, Geschäftsführer
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 Berliner Mieterverein auch bei  Facebook 
 https://www.facebook.com/BerlinerMieterverein/
Änderung Ihrer persönlichen Daten

Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr 
Nach name   hat sich geändert? Aktuell können 
Sie Ihre Daten wegen Anpassungsarbeiten nicht 
online unter www.berliner-mieterverein.de/mein-
bmv mitteilen. Nutzen Sie bitte stattdessen die 
Mail-Anschrift buchhaltung@berliner­mieterverein.de. 
Vielen Dank.
MieterMagazin online lesen

Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des 
Mieter Maga zins gehören wollen, dann melden Sie 
sich an unter buchhaltung@berliner­mieterverein.de
Mediation und Konfliktberatung

Telefonische Beratung: donnerstags 17 bis 18 Uhr. 
Außerhalb dieser Zeiten ist ein Anrufbeantworter 
 geschaltet. Rufnummer: S 030 - 34 71 08 21
E-Mail-Anfragen: mediation@berliner­mieterverein.de
Einsender dieses 
Fotos ist Stefan Kraft.

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nach­
denken, ein Motiv mit 
Witz oder ein Foto aus 
ungewöhnlicher Per­
spektive: Schicken Sie 
dem MieterMagazin 
Ihre Momentaufnahme 
rund um das Thema 
Wohnen – die Redak­
tion honoriert den 
 Abdruck mit 40 Euro.
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DSieDlung ZeHlenDorf 

hausgase einsparen

KliMAVereinBArung für WAl

ein Quartier will treib

Die Waldsiedlung in Zehlendorf, 
auch Papageiensiedlung oder on-
kel-tom-Siedlung genannt, soll dank 
der initiative eines nachbarschafts-
vereins bis 2030 klimaneutral wer-
den. Doch ob die eigentümerin, die 
Deutsche Wohnen, mitzieht, ist 
ungewiss.  
6
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50 000 Tonnen CO2 pro Jahr sollen 
in dem Quartier eingespart werden, 
vor allem durch 1000 Solaranlagen 
auf den Flachdächern, durch Däm-
mung und den Ausbau der Fernwär-
meversorgung. Aber auch Maßnah-
men wie E-Lade-Stationen, Sharing-
Angebote und die Umstellung von 
Gaslaternen auf LED-Beleuchtung 
werden in dem energetischen Quar-
tierskonzept aufgeführt. Erstellt wur-
de das Konzept vom Verein Papa-
geiensiedlung e.V., der sich seit 2018 
für ein klimafreundliches Quartier 
engagiert. 

„Das Konzept ist grundsätzlich ver-
nünftig, das Problem ist, dass wir 
Mieter ausgeklammert sind“, sagt 
Barbara von Boroviczeny, Bezirkslei-
terin des Berliner Mietervereins und 
Mitinitiatorin der Mieterinitiative in 
der Siedlung. Im Verein Papageien-
siedlung sind fast ausschließlich die 
Eigentümer der Reihenhäuser ver-
treten. Mit der Deutsche Wohnen, 
der die rund 1100 Mietwohnungen 
elben“ Abfa
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„Die Mieter werden 

ausgeklammert“: 

Barbara von 

Boroviczeny, 

Waldsiedlungs-

Bewohnerin und 

BMV-Bezirksleiterin

gehören, seien bisher nur Vorgesprä -
che geführt worden, räumt Bezirks-
stadträtin Maren Schellenberg (Grü-
ne) ein. Barbara von Boroviczeny ist 
skeptisch, ob die Deutsche Wohnen 
mitzieht: „Man gibt sich zwar gern 
progressiv, aber bisher haben wir 
keinerlei Entgegenkommen erlebt.“ 
Wie sich das Unternehmen nach der 
Übernahme durch die Vonovia dar-
stellt, bleibt abzuwarten. 

Die Kosten für das Klimaschutzvor-
haben in Höhe von rund 100 000 
Euro sollen zu 75 Prozent über KfW-
Fördermittel finanziert werden. 
Birgit Leiß

L Infos auf der 
Website des Vereins:

www-papageien
siedlung.de 

F Die Waldsiedlung 

in Zehlendorf soll 

 klimaneutral werden
ll?

Mülltrennung

Was wird aus dem „g

Bis Herbst 2023 sollen endlich auch 
die Berliner Außenbezirke vom gel-
ben Sack auf die gelbe tonne um-
steigen – das gab  umweltsenatorin 
günther bekannt. Doch was ge-
schieht eigentlich mit dem „gelben“ 
Abfall?

Stattliche 24 Kilogramm „Wertstof-
fe“ – Verpackungen und Verbund-
stoffe – produzierte jeder Berliner 
im Jahr 2017 durchschnittlich. Der 

Wird zu einem Drittel 

mit den falschen 

Abfällen befüllt: 

die gelbe tonne

L Was darf in die 

Gelbe Tonne und was 
nicht? Wann werden 
die Tonnen in Berlin 

abgeholt? Infos unter 

trenntstadt-berlin.
de/wertstoffe
Inhalt der Wertstofftonnen wandert 
in Sortieranlagen. Zunächst wird Me-
tall – Weißblech und  Aluminium – 
herausgefiltert. Diese Stoffe können 
recht einfach recycelt werden, etwa 
zu Stahl. Komplizierter wird’s beim 
Plastik, denn besonders Verpackun-
gen, die aus vielen verschiedenen 
Stoffen bestehen – wie etwa Ge-
tränkekartons – lassen sich kaum 
recyceln. Sie landen in der Müllver-
brennungsanlage. Nur etwa dreißig 
Prozent der Kunststoffabfälle in der 
Gelben Tonne können „sortenrein“ 
getrennt werden. Sie werden zerklei-
nert, gewaschen, geschmolzen und 
anschließend zu Granulat verarbei-
tet, aus dem dann neue Kunststoff-
produkte entstehen. Diese sind je-
doch in aller Regel weniger hoch-
wertig als die recycelten Ursprungs-
produkte. So entstehen aus  Folien 
etwa Mülltonnen, Paletten oder auch 
Rohre.
Naturschutzverbände wie der NABU 
fordern, dieses sogenannte „Down-
cycling“ zu reduzieren und bei je-
dem Produkt von Anfang an die 
Wiederverwertung mitzudenken. 
So könnte aus Produkten auch im 
zweiten Lebenszyklus Hochwertiges 
entstehen. Es käme weniger „Pri-
märmaterial“, also Erdöl, zum Ein-
satz – das schont Ressourcen.
Laut Experten liegt die Zahl der 

„Fehlwürfe“, also der Abfälle, die in 
falschen Tonnen landen, bei 30 bis 
40 Prozent. In die Gelbe Tonne wan-
dern oft fälschlicherweise Datenträ-
ger wie Kassetten oder CDs. Auch 
Holz, Textilien, Batterien, Elektroge-
räte oder Energiesparlampen haben 
dort nichts verloren.
Katharina Buri
MieterMagazin 11/2021

https://www.papageiensiedlung.de/
https://trenntstadt-berlin.de/wertstoffe
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Am Milieuschutz vorb

Bauunternehmer Christoph  gröner 
macht keinen Hehl daraus, dass 
er von staatlichen regularien zum 
Schutz der Mieter nichts hält. Weil 
er sich im falle der emdener Straße 2 
über milieuschutzrechtliche Vorga-
ben hinweggesetzt hat,  verhängte 
das Bezirksamt Mitte einen Bau-
stopp. 

Der Moabiter Altbau wurde Anfang 
2021 von Familie Gröner erworben. 
Im August wurden in einer leerste-
henden Wohnung Bauarbeiten fest-
gestellt, ohne dass eine erhaltungs-
rechtliche Genehmigung vorlag. Da  -
raufhin verhängte die Bauaufsicht 
des Bezirks Mitte einen Baustopp. 
Für wie lange, bleibt unklar. Das Be-
zirksamt Mitte will sich aufgrund des 
„laufenden Verfahrens“ nicht äußern. 
In einem Bezirksamtsbeschluss vom 
31. August ist von „ungenehmigten 
Grundrissänderungen“ in der leer-
stehenden Wohnung die Rede. Sie 
würden darauf schließen lassen, dass 
„erhebliche wohnwertsteigernde Mo-
dernisierungsarbeiten“ durchgeführt 
werden sollen. 
Die CG Elementum, die zur Gröner 
Group gehört, weist die Vorwürfe in 
einer Stellungnahme an das Mieter-
Magazin zurück. Dass es einen Bau-
stopp gegeben hat, wird bestritten. 
Zunächst wird auch behauptet, dass 
nicht in die Grundrisse der Wohnung 
eingegriffen worden sei. Auf Nach-
frage wird dann eingeräumt, das 
„geringfügige Grundrissänderungen“ 
in der Küche und im Bad vorgenom-
men wurden. Türverbreiterungen 
hält Gröners Sprecherin für „geneh-
migungsfähig“, solche Maßnahmen 
könnten „im Ermessen des Eigentü-
mers ohne Zustimmung der Behör-
den“ vorgenommen werden. „Mit 
Überraschung“ habe Familie Gröner 
zur Kenntnis genommen, dass sich 
der Bezirk Mitte Fragen des Ausbaus 
einer einzelnen Wohnung und hier 
explizit der  Ausführungsvariante 
eines Bades annimmt.  Sprecherin 
Martina Serwene weiter: „Tatsäch-
lich wurden Fehler bei der  Anzeige 
der Renovierungsarbeiten gemacht. 
MieterMagazin 11/2021
Nach erfolgter Korrektur  wurden 
diese stets sofort genehmigt.“ 
Grundrissänderungen sind in Erhal-
tungsgebieten in der Regel nicht zu-
lässig. Auch für die Verbreiterung 
von Türen, das Anbringen von Hän-
ge-WCs und andere Umbauten gibt 
es detaillierte Kriterien. 
Weil mietsteigernde Modernisierun-
gen und Umwandlungen zu be fürch-
ten sind, beschloss das Bezirksamt, 
die Ausübung des Vorkaufsrechts 
für die Emdener Straße 2 zu prüfen. 
Möglich wurde dies, weil das Haus 
innerhalb der Familie Gröner weiter -
verkauft wurde. Nach eigenen An-
gaben hat Gröner inzwischen eine 
Abwendungsvereinbarung unter-
zeichnet. Beim Bezirksamt wollte 
man sich auch dazu nicht äußern, 
ebenso wenig zur Frage, ob man ge-
gebenenfalls einen Rückbau verlan-
gen will. Wird das unterlassen, steht 
zu befürchten, dass auch andere Ei-
gentümer am Milieuschutz vorbei 
Tatsachen schaffen. 
Birgit Leiß
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Webtipp
Winterleben für das freibad?
Wer im Berliner Sommer Abkühlung sucht, kann zwischen 
zehn Sommerbädern wählen. Doch den allergrößten Teil 
des Jahres – achteinhalb Monate – sind diese geschlossen. 
Wie könnte man diese großen, zentralen Freiflächen den 
Berlinern auch im Frühling, Herbst und Winter zugänglich 
machen? Diese Frage stellen sich drei junge Berliner Archi-
tekten – ihre Initiative „Pool Potentials“ sammelt auf der 
gleichnamigen Webseite Ideen dazu.
Die bisher eingereichten Vorschläge umfassen neben war-
men Übernachtungsplätzen für Obdachlose auch einen 
„Palmen-Parkplatz“ im Kreuzberger Prinzenbad, auf dem 
wärmehungrige Topfpflanzen überwintern könnten. Mo-
bile Solarzellen wurden ebenso vorgeschlagen wie Winter-
sportflächen für Schlittschuhlaufen oder Eishockey. Jemand 
riet zur Errichtung einfacher Holzhütten, die von Kitas und 
Schulen für Ausflüge genutzt werden könnten – „wie ein 
Extragarten“. 
Im nächsten Schritt streben die Initiatoren eine Machbar-
keitsstudie für ein Modellprojekt an. Erste Gespräche mit 
Staatssekretären habe es schon gegeben, sagt Marina Sylla, 
die das Projekt gemeinsam mit Benjamin Meurer und Manuel 
Heck betreibt. Klar ist aber: Leicht dürfte es nicht werden. 
Die Macher sprechen von „vielen Hürden“ auf dem Weg 
zur Realisierung – Verkehrssicherungspflicht, Nutzungsver-
einbarungen oder Bebauungspläne, die nur eine bestimmte 
Nutzung vorsehen, seien nur einige davon. Aktuell entsteht 
auch ein kleiner Dokumentarfilm über das Projekt.  kb

Unter www.pool
potentials.de können 

Ideen für eine Nut zung 
der Berliner Sommerbä-
der in den kalten Mona-

ten eingereicht werden. 
7
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Kaum hatte der umstrittene schwe­
dische Wohnungskonzern  Akelius 
angekündigt, alle Wohnungen in 
der Europäischen Union zu verkau­
fen, fand sich mit dem  ebenfalls 
schwedischen Unternehmen Heim­
staden ein Käufer. 14 000 Berliner 
Wohnungen sind betroffen. Die Be­
zirke prüfen das Vorkaufsrecht. 

Akelius zieht sich komplett aus den 
EU-Staaten zurück und verkauft 
insgesamt 28 500 Wohnungen in 
Stockholm, Malmö, Kopenhagen, 
Hamburg und Berlin. „Ein wichtiger 
wirtschaftlicher Grund ist, dass die 
EU in den letzten 20 Jahren Regulie-
rungen unterschiedlicher Art einge-

AUsVErKAUf BEi AKEliUs

Es bleibt in  
schwedischer Hand

führt hat“, erklärt Firmenchef  Roger 
Akelius. „Jetzt investiere ich haupt-
sächlich in England, Kanada und 
den USA, weil es dort rentabler ist.“ 
Seit 2006 hat Akelius in Berlin 14 000 
Wohnungen gekauft und sich auf 
 allen Ebenen bei den  Mietern unbe -
liebt gemacht. Haupteigner der Ake-
lius-Ak tien sind drei  private Akelius-
Stif tungen im Steuerparadies Baha-
mas. In diesem Jahr wurden rekord-
verdächtige 142 Millionen Euro als 
Di vidende ausgeschüttet. „Meine 
Mie te chillt auf den Bahamas“, kom-
mentieren die Mieter. 
In der Wahlnacht am 26. September 
wurde der Verkauf an Heimstaden 
bekanntgegeben. Anders als Akelius 
scheint Heimstaden keine Angst vor 
einer Vergesellschaftung zu ha  ben 
und ist um ein freundliches Image be-
müht. „Der hohen Verantwortung, 
die dieser Wachstumsschritt mit sich 
bringt, sind wir uns bewusst“, sagt 
8

Heimstaden-Geschäftsführerin Ca-
roline Oelmann. Heimstaden will die 
Bestände nicht als Share Deal über -
nehmen, sondern die volle Grund-
erwerbsteuer zahlen. Mit dem An-
kauf wächst Heimstaden in Berlin 
auf rund 20 000 Wohnungen an.

„Wir finden es natürlich großartig, 
Akelius bald wieder los zu sein“, 
  erklärt die Vernetzung der Akelius-
Mieter*innen. Sie lehnt aber den 
Verkauf an den „nächsten höchst-
bietenden Immobilienhai“ ab und 
fordert einen preislimitierten Kauf 
durch das Land Berlin. Die Bezirks-
ämter prüfen, ob sie für die Häuser, 
die in einem Milieuschutzgebiet lie-
gen, das Vorkaufsrecht nutzen wer-
den. Wegen der großen Menge wird 
es ein Kraftakt, die Häuser einzeln zu 
bewerten und Drittkäufer zu finden. 
Heimstaden kann den Vorkauf abwen -
den, wenn sich das Unternehmen ver-
pflichtet, keine Luxusmodernisierun-
gen und Eigentumsumwandlungen 
vorzunehmen.          Jens Sethmann

L Vernetzung 

der Akelius-Mie-

ter*innen Berlin:

https://stopp
akelius.de
Stop Heimstaden:

http://stop
heimstaden.org
Buchtipp 
Verkorkstes system
Es ist eine Wissenschaft für sich: Wer als Sozialmieter ver-
sucht herauszubekommen, wie lange seine Wohnanlage 
noch der Sozialbindung unterliegt, verstrickt sich schnell im 
Gewirr der verschiedenen Förderwege und verliert bei Be-
griffen wie Kostenmiete und Bewilligungsmiete, Wohnbe-
rechtigung und Fehlbelegung, Aufwendungsdarlehen, An-
nuitätshilfen und Anschlussförderung bald den Überblick. 
Vor fünf Jahren haben Aktivisten aus dem Umfeld der Initia-
tive Kotti & Co den Sozialen Wohnungsbau von Anfang an 
aufgedröselt und in einem preiswerten Buch verständlich zu-
sammengefasst. Anders als in anderen Ländern war der So-
ziale Wohnungsbau in Deutschland immer nur eine „Förde-
rung privater Mietwohnungsinvestitionen mit sozialer Zwi-
schennutzung“ – die Wohnraumversorgung von Leuten mit 
geringem Einkommen ist nur ein Nebeneffekt auf Zeit. Be-
sonders in Berlin war der Soziale Wohnungsbau vom Staat 
völlig übersubventioniert, und trotzdem sind die Sozialmie-
ten oft höher als im Mietspiegel. Der rot-rot-grüne Senat 
hat in den letzten fünf Jahren an einigen Stellschrauben ge-
dreht, um die unsinnigsten Auswüchse zu beseitigen, doch 
aus dem verkorksten System konnte er nicht aussteigen. Das 
zeigt die lange vergriffene „Legende vom Sozialen Woh-
nungsbau“ nun in einer aktualisierten, dritten Auflage.   js

L Andrej Holm, Ulrike 

Hamann, Sandy Kalten-
born: Die Legende vom 
Sozialen Wohnungsbau 

(Berliner Hefte zu 
Geschichte und Gegen-

wart der Stadt #2), 3., 
überarbeitete Auflage 

021, 7 Euro, als E-Book 

3,99 Euro, englische 
assung in Vorbereitung, 

www.berliner
hefte.de
MieterMagazin 11/2021
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Vor den Deutschen liegt ein teurer 
Winter: Die Heizkosten werden ge­
genüber dem Vorjahr enorm anstei­
gen. Umso wichtiger, sparpoten­
ziale beim Heizen zu nutzen – der 
Heizspiegel 2021 hilft.

Hintergrund des  Preishöhenflugs 
sind – neben der in diesem Jahr neu 
eingeführten CO2-Bepreisung – die 
steigenden Energiekosten: Gas ist 
rund 28 Prozent teurer  geworden, 
Heizöl sogar rund 87 Prozent. Die 
Anbieter geben damit die Welt-
markt- und Großhandelspreise an 
die Endkunden weiter. Zu den Ent-
wicklungen beim Gaspreis sagt 
Thorsten Storck, Energieexperte 
beim Vergleichsportal Verivox, das 
den Preisanstieg untersucht hat: 
Die besorgniserregenden Preis-
sprünge sind zum einen der hohen 
Nachfrage aus Asien, zum anderen 
den gedrosselten Liefermengen aus 

cO2OnlinE 

Brennstoffpreise gehe
MieterMagazin 11/2021
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Anzeige
Russland geschuldet. Darüber hinaus 
treiben die CO2-Preise im europäi-
schen Emissionshandel, die ebenfalls 
steil nach oben gehen, die Preisent-
wicklung.“ Demnach hätten bereits 
42 regionale Gasanbieter Erhöhun-
gen von durchschnittlich rund 13 
Prozent angekündigt. 
Ein Grund mehr, die eigenen Heiz-
kosten möglichst gering zu halten. 
Wie das gelingen kann, ohne auf 
eine warme Wohnung verzichten 
zu müssen, zeigen die Experten der 
Beratungsgesellschaft co2online mit 
dem jüngst veröffentlichten Heiz-
spiegel 2021. Für diesen haben sie 
mehr als 123 000 Datensätze aus 
Haushalten im ganzen Bundesgebiet 
mit Zentralheizung für das Jahr 2020 
ausgewertet. Das Ergebnis: Effizien-
teres Heizen kann sowohl das Klima 
als auch die Geldbeutel der Verbrau-
cher deutlich schonen. Laut Heiz-
spiegel ließen sich jährlich rund 14 
türliche E
ür Ihre Zu
 Natur12 Strom entscheiden 

00 % regenerative Energie – 

 fairen Preis.

Schließe

www.vatt

telefonisc

(Mo bis F

-21.indd   1
Milliarden Euro sowie 58 Millionen 
Tonnen kli maschädliche CO2-Emis-
sionen ein sparen. Große Einsparpo-
tenziale liegen in der energetischen 
Sanierung und dem Umstieg auf 
Heizsysteme, die sich aus erneuer-
baren Energien speisen. Aber auch, 
wer beispielsweise zur Miete wohnt, 
kann durch kleine Veränderungen 
im Alltag einiges bewirken – etwa 
durch energiesparendes Lüften oder 
einen Sparduschkopf.
Katharina Buri

Der Heizölpreis legte 

um 87 Prozent zu

L Heizkosten prüfen 

und Sparpotenziale 

ermitteln unter 

www.heizspiegel.de
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IBB-WohnungsmarktBarom

„günstige miete“ imm

Im Wohnungsmarktbarometer der 
Investitionsbank Berlin (IBB) stel-
len die rund 200 befragten Fach-
leute eine anhaltend schwierige Lage 
fest. Vor allem preiswerte mietwoh-
nungen sind weiterhin sehr knapp. 
Der Berliner mieterverein (BmV) 
fordert ein umsteuern.

„Das IBB-Wohnungsmarktbarometer 
2021 zeigt, dass die  Marktsituation 
in nahezu allen Mietsegmenten wei-
ter sehr angespannt ist“, fasst IBB-
Vorstand Hinrich Holm zusammen. 
„Insbesondere das mittlere, untere 
und das mietpreisgebundene Preis-
segment sind von hohen Angebots-
defiziten betroffen.“ Fehlendes Bau-
land, zu geringe Bautätigkeit, stei -
 g ende Mieten und schwindende So-
zialwohnungsbestände zählen aus 
Expertensicht zu den größten Pro-
blemen auf dem Mietwohnungsmarkt. 
Eine „günstige Miete“ wird als wich-
tigste Eigenschaft einer Mietwoh-
nung noch höher eingeschätzt als im 
letzten Jahr. Ausstattungen wie Bal-
kon, neuwertiges Bad oder Aufzug 
10
werden den Menschen unwichtiger 
– Hauptsache ein bezahlbares Dach 
über dem Kopf.
Als Auswirkung der Corona-Krise 
erwarten die Fachleute in den kom-
menden Jahren weiter  steigende 
Mietbelastungen und eine  höhere 
Wohnungsnachfrage. Hinsichtlich 
des Klimaschutzes sehen viele Be-
fragte Probleme, die Klimaanpas-
sungsmaßnahmen mit kostengüns-
tigen Mieten in Einklang zu brin -
gen. 
„Wir brauchen dringend einen Kurs-
wechsel“, mahnt BMV-Geschäfts-
führer Reiner Wild. Statt hochprei-
siger Mietwohnungen und teu-
rer Eigentumswohnungen sei ein 
gemeinwohlorientierter Wohnungs-
bau für breite Schichten der Bevölke-
rung nötig. „Es muss Schluss sein mit 
dem falschen Konzept ‚Bauen, bau-
en, bauen‘, weil der darin vermutete 
Effekt einer allgemeinen Senkung der 
Mietpreise nicht eintreten wird“, er-
klärt Wild. Im oberen Preissegment 
ist inzwischen größtenteils das An-
gebot höher als die Nachfrage. „Wir 
em Balkon
dulden
können uns mehr Neubau für die 
ohnehin gut versorgten Haushalte 
mit hohem Einkommen auch ökolo-
gisch nicht mehr erlauben“, so der 
BMV-Geschäftsführer. „Nur noch 
preisgünstiger Neubau ist bedarfs-
gerecht.“ Außerdem müsse jede 
„Vernichtung“ von preisgünstigen 
Mietverhältnissen gestoppt werden, 
zum Beispiel auch durch eine besse-
re Mietenregulierung bei Wiederver-
mietung. 
Jens Sethmann

ein Balkon ist  mie   -

tern nicht mehr so 

wichtig – im gegen-

satz zur miethöhe

L IBB-Wohnungs-
markt barometer 
2021: 

www.ibb.de/
wohnungsmarkt
barometer
  

 

mInI-soLaranLagen

stromherstellung auf d
muss der eigentümer 

mieter, die auf ihrem Balkon eine 
solaranlage installieren wollen, ha  -
ben einen anspruch darauf, dass 
der Vermieter ihnen dies geneh-
migt. Das entschied erstmals das 
amtsgericht stuttgart in einem 
wegweisenden urteil.

Der Stuttgarter Mieter Patrice H. er-
zeugt auf seinem Balkon mit So lar-
paneelen Elektrizität. Seine Strom-
rechnung konnte er so um rund 180 
Euro im Jahr verringern. Die Anlage 
rentiert sich damit schon nach drei 
Jahren. Der Mieter meldete die An-
lage beim Betreiber des Stromnet-
zes an, versicherte eventuelle Risi-
ken durch eine private Haftpflicht-

amtsgericht: E
strompaneele 

sind „objektiv 

vorteilhaft“

L Amtsgericht 
Stuttgart, Urteil 
vom 30. März 2021 
– 37 C 2283/20 –
versicherung und ließ sich von der 
Stadt die Genehmigungsfreiheit der
Anlage bestätigen. Allein die Vermie-
terin wollte nicht zustimmen und ver-
klagte ihn auf Beseitigung der An-
lage.
Der Mieter konnte das mit Hilfe des 
Mietervereins Stuttgart zurückwei-
sen. Das Amtsgericht stellte nicht 
nur fest, dass der Mieter alle recht-
lichen Voraussetzungen erfüllt hat – 
die Anlage ist fachgerecht installiert, 
stört optisch nicht und lässt sich leicht 
zurückbauen – sondern auch, dass 
der Umweltschutz als Staatsziel im 
Grundgesetz steht und die Nutzung 
von Solaranlagen „objektiv vorteil-
haft“ ist. Vermieter haben deshalb 
solche fachmännisch installierten 
Klein-Fotovoltaikanlagen zu geneh-
migen. Das Urteil ist rechtskräftig.
Jens Sethmann
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BerLInoVo

„anderer Fokus“

Das weitgend landeseigene Woh-
nungsunternehmen Berlinovo setzt 
weiter auf möblierte apartments 
und Zeitmietver träge – auch im 
neubau, wie ein Projekt an der 
ringslebenstraße zeigt. Die miet-
preisbremse greift hier nicht.. In 
 direkter nachbarschaft zur gro-
piusstadt will die Berlinovo ne-
ben ihrem bestehenden apart-
menthaus drei achtge schossige 
neubauten errichten. 

Von den geplanten 229  Wohnungen 
haben die meisten nur ein oder ein-
einhalb Zimmer, lediglich sieben Zwei-
zimmerwohnungen weisen mehr als 
50 Quadratmeter auf. Zwei der drei 
Häuser sind vornehmlich für Senio-
ren vorgesehen. In Haus 3 heißt das 
Konzept „Hauptstadtwohnen“ und 

„Mitarbeiterwohnen“. „Hauptstadt-
wohnen“ nennt die Berlinovo die 
„Vermietung von möblierten, voll aus-
gestatteten Apartments zum vorüber-
gehenden Gebrauch (maximal zwölf 
Monate) für einen begrenzten be-
sonderen Wohnbedarf“. „Mitarbei-
terwohnen“ richtet sich vor allem an 
Beschäftigte von Landesunterneh-
men. Zur Höhe der Mieten macht die 
Berlinovo keine Angaben. Eine Miet-
preis- und Belegungsbindung wird es 
für keine Wohnung geben. 
Den Bau von familiengerechten Woh-
nungen sieht die Berlinovo nicht als 
ihre Aufgabe. „Anders als die sechs 
weiteren landeseigenen Wohnungs-
baugesellschaften fokussieren wir 
uns auf dringend benötigten klein-
teiligen Wohnraum für Studierende 
und Berufsstarter sowie insbesonde-
re für Senioren und alleinstehende 
Beschäftigte“, so Berlinovo-Sprecher 
Ulrich Kaliner. Die Berlinovo gehört 
mit ihren rund 20 000 Wohneinhei-
ten „nur“ zu 99,5 Prozent dem Land 
Berlin und unterliegt auch nicht der 
Koopera tionsvereinbarung mit dem 
Senat. Diese verordnet den landes-
eigenen Gesellschaften unter ande-
rem sozialverträgliche Mieten und 
bei Neubauten einen Anteil von 50 
Prozent Sozialwohnungen mit Miet-
preis- und Belegungsbindung. 
MieterMagazin 11/2021
Das Geschäftsmodell der Berlinovo 
steht schon lange in der Kritik, weil 
die befristete Vermietung von mö-
blierten Wohnungen dem Vorgehen 
von privaten Vermietern gleicht, die 
so die Mietpreisbremse umgehen. 
Die Mieten in den Berlinovo-Apart-
ments liegen oft weit über dem, was 
nach den Regeln der Mietpreisbremse 
zulässig wäre. 
„Die Berlinovo macht mit diesem 
Neubauvorhaben deutlich, dass ihr 
nicht am leistbaren Wohnungsbau 
für breite Schichten der Bevölkerung 
gelegen ist“, kritisiert Wibke Werner, 
stellvertretende  Geschäftsführerin 
des Berliner Mietervereins. „Das ist 
besonders misslich, da sie wirtschaft-
lich quasi ein landeseigenes Unter-
nehmen ist.“            Jens Sethmann

L Informationen 
zum Projekt

https://mein.berlin.
de/projekte/neubau
vorhaben-an-der-
ringslebenstrasse-2/
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Filmtipp
großsiedlung mit Potenzial 
Die Neuköllner High-Deck-Siedlung, für manche ein Be-
tonmonster mit Gangster-Image, wurde Ende 2020 un-
ter Denkmalschutz gestellt. Warum das prägnante Bau-
werk erhaltenswert ist, will das Landesdenkmalamt in 
einer Video-Reportage zeigen. Landeskonservator Chris-
toph Rauhut führt persönlich durch die Großsiedlung. Er 
besucht Mieter der ersten Stunde, schaut sich die grünen 
Innenhöfe an und spricht mit Felix Oefelein, der als Ar-
chitekt den Eigentümer, die Vonovia, berät. Dessen Va-
ter, Rainer Oefelein, hatte in den 1970er Jahren gemein-
sam mit Bernhard Freund die Siedlung direkt am damali-
gen Grenzübergang Sonnenallee geplant. Die Grundidee 
der beiden Architekten: Auto- und Fußgängerverkehr 
streng voneinander zu trennen. Unten fahren und parken 
Autos, über die oberen Ebenen erreichen die Mieter  ihre 
Wohnungen, Spielplätze und die begrünten   Innenhöfe. 
Historische Fotos zeigen, dass die heute meist kahlen Be-
tondecks in den Anfangsjahren belebt und begrünt wa-
ren. Kinder konnten hier gefahrlos spielen, und  Nachbarn 
trafen sich. Die Vonovia kann sich gut vorstellen,  dieses 
ursprüngliche Konzept aufzugreifen. Neben dem schlech-
ten Ruf – unlängst wurde hier die Gangster-Serie „4 
Blocks“ gedreht – leidet die Plattenbausiedlung mit ihren 
2500 Wohnungen unter Überbelegung. Der Rekord: 15 
Personen in einer Dreizimmerwohnung.  bl

Der 25-minutige Film 
„Gebaute Utopie“ 
auf Youtube unter:

www.youtube.com/
watch?v=cmYzmds1dig
11

https://mein.berlin.de/projekte/neubauvorhaben-an-der-ringslebenstrasse-2/
https://www.youtube.com/watch?v=cmYzmds1dig
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wird durch eine 
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Die Zweckentfremdung von Wohn-
raum, sei es durch Abriss, Leerstand 
oder Nutzung als Ferienapartment, 
ist nach wie vor ein Riesenproblem 
in der Stadt. Mit einer Verschärfung 
des Zweckentfremdungsverbotge-
setzes will der Senat hier gegen-
steuern. 

Eine zentrale Änderung der jüngst 
beschlossenen Novelle betrifft die 
Registriernummern, die nun auch 
gewerbliche Anbieter für ihre Ange-
bote angeben müssen. Bereits seit 
2018 gilt, dass privat angebotene 
Ferienwohnungen nur noch mit ei-
ner solchen von den Bezirksämtern 
erteilten Nummer angeboten wer-
den dürfen. Mit der Ausdehnung 
auf gewerbliche Anbieter werde ei ne 
Gesetzeslücke geschlossen, sagt Rei-
ner Wild, Geschäftsführer des Ber-
liner Mietervereins. Des Weiteren 
werden Voraussetzungen für ein au-
tomatisiertes Datenauswertungsver-
fahren geschaffen. Bisher mussten 
die Bezirksämter dies – hauptsächlich 
aus Datenschutzgründen – „händisch“
durchführen, wie es im Amtsdeutsch 
heißt. „Das Verfahren wird durch 
die Automatisierung einfacher, und 
Problemfälle lassen sich besser her-
ausfiltern“, erklärt Wild.
Außerdem wird klargestellt, dass Er-
satzwohnraum, den ein  Eigentü mer 
beispielsweise bei einem Abriss zu 
schaffen hat, für einen „durch schnitt-
li chen Arbeitnehmerhaushalt“ er-
schwing lich sein muss. Ob die bis-
lang in den Ausführungsvorschriften 
zum Gesetz geregelte Mietobergren-
ze von 7,95 Euro für Ersatzwohn-
raum Bestand haben wird, entschei-
det demnächst das Oberverwal-
tungsgericht. 
Eine weitere Klarstellung betrifft die 
Möglichkeit der Bezirke, einen Treu-
händer einzusetzen, der vernachläs-
sigten Wohnraum wieder instand-
setzt und der Vermietung zuführt. 
Hier wird im Gesetz  festgehalten, 
dass die erbrachten Aufwendungen 
mit Zinsen als öffentliche Last ins 
Grundbuch einzutragen sind. Beim 
BMV begrüßt man die  Änderungen. 

NoVeLLieRuNG DeS ZWeckeNtF

Problemfälle schnelle
12
„Wir hoffen, dass das Verbot der Zweck-
entfremdung dadurch besser umge-
setzt werden kann“, so Reiner Wild. 
Dass Zweitwohnungen nach wie 
vor 90 Tage im Jahr als Feriendomizil 
vermietet werden dürfen, wird da-
gegen von Katalin Gennburg, Spre-
cherin für Stadtentwicklung, Touris-
mus und Smart City der Linksfraktion, 
scharf kritisiert. Als einzige in der Koa -
lition stimmte sie gegen die Reform. 
Das System der Registriernummern 
sei durch die Bezirke nicht zu kon-
trollieren und diene als Freifahrt-
schein für den Entzug von Wohn-
raum.                           Birgit Leiß
Flora for Future

Die Damen von der Nachbarschaftsinitiative Friedenau lassen nicht 
locker. Am 2. Oktober machten sie mit einer Laser-Show auf die brö-
ckelnde Fassade des Leerstandshauses Stubenrauch-, Ecke Oden-
waldstraße aufmerksam. Eine Woche später fand eine politische 
Kundgebung statt. Vor der Flora, wie das Geisterhaus getauft wur-
de, machte eine Gruppe junger „Roter Floristen“ mit Musik und po-
litischen Reden ihren Protest öffentlich. Die Forderungen: den Leer-
stand beseitigen und für bezahlbaren Wohnraum sorgen. Im Fall 
der Flora wartet ein komplettes Gründerzeithaus in bester Lage auf 
Bewohner – und das seit Jahrzehnten. bl

Blog der Nachbar-

schaftsinitiative: 

leerstand-
friedenau.

blogspot.com
MieterMagazin 11/2021

https://leerstand-friedenau.blogspot.com
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„Was habt ihr mit uns vor, Zbi?“, 
steht auf einem transparent an den 
Häusern Weise-, ecke  kienitzer Stra-
ße in Neukölln. Die Mieterinnen 
und Mieter wollen mit allen  kräften 
verhindern, dass der offene immo-
bilienfonds Zbi aus erlangen ihr 
neuer eigentümer wird. 

Im hippen Schillerkiez, unweit des 
Tem pelhofer Feldes, will sich die „Zen -
tral Boden Immobilien Gruppe“ (ZBI) 
drei Altbauten sichern: die  Häuser 

HAuSVeRkAuF iN DeR WeiSe-, e

Schrumpfende Räume
Nachdem sie vom 

ge planten Verkauf 

ihrer Häuser gehört 

haben, haben sich 

die bewohner zu-

sammengeschlossen
Weisestraße 43 und 44 sowie Kie-
nitzer Straße 105. Kaufpreis: gut 
3000 Euro pro Qua dratmeter, das 
wären rund 10 Mil lio nen Euro. 
MieterMagazin 11/2021

Roman czapara 

Anfang des Jahres, 

als er noch hoffte, 

in der Wohnung 

bleiben zu können
Die 50 Mietparteien, eine Neukölln-
typische bunte Mischung aus Alt-
eingesessenen und Zugezogenen, 
befürchtet Modernisierungen und 
Mieterhöhungen. „Vor allem die 
Älteren könnten sich einen Umzug 
weder finanziell noch körperlich 
leisten“, erklärt eine Mieterin. Dazu 
kommt die Sorge um den Späti in ei-
nem der Häuser. Er ist ein wichtiger 
generations- und schichtenübergrei-
fender Treffpunkt, wo auch mal zu-
sammen Weihnachten gefeiert wird. 

„Solche Räume schrumpfen mit je-
dem Verkauf“, erklärt die Hausge-
meinschaft.
Weil die Häuser im Milieuschutzge-
biet liegen, hat der Bezirk ein Vor-
kaufsrecht. Doch dazu muss ein ge-
eigneter Käufer gefunden werden. 
Seit die Bewohner im August vom 
Bezirksamt über den Verkauf infor-
miert wurden, sind sie am Wirbeln. 

„Wir haben mindestens einen Mo-
nat gebraucht, um uns als Mieter-
schaft zu organisieren, das ist un-
glaublich zeitintensiv“, berichtet eine 
Mieterin. Dabei haben sie noch das 
Glück, dass die Frist zur Ausübung 
des Vorkaufsrechts kürzlich von zwei 
hrigen Ause
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auf drei Monate verlängert wurde. 
Inzwischen haben sie alle wichtigen 
Informationen zur Miethöhe und 
zum Sanierungszustand der Woh-
nungen zusammengetragen und als 
Exposé an Genossenschaften ver-
schickt. Noch bis zum 9. November 
kann der Bezirk sein Vorkaufsrecht 
ausüben.  
Die ZBI hat in jüngster Zeit mehrere 
Immobilien in Berlin erworben und 
ist im Zusammenhang mit dem Kauf 
und Wiederverkauf des Künstler-
Remisenhofs Kolonie 10 in Wedding 
negativ aufgefallen. 
Birgit Leiß
inandersetzung
Das nicht nur durch das Mieter-
Magazin zu berühmtheit gelangte 
Haus calvinstraße 21 ist jetzt kom-
plett leer gezogen. Noch in Ausga-
be 9/2021 haben wir über den lan-
gen kampf der letzten Mietpartei 
berichtet (Seite 19: „Schauplatz ei-
ner unendlichen Geschichte“). 

cALViNStRASSe 21

Das ende einer zehnjä
Über zehn Jahre lang hatte sich das 
Ehepaar Czapara mit juristischen Mit-
teln gewehrt, aber auch durch das 
Einschalten der Medien, was ihm zu   -
letzt eine Kündigung wegen eines 
Interviews einbrachte – eine von ins-
gesamt 19. Manchmal blieb bei aller 
Verzweiflung nur der Humor, etwa 
bei der satirischen Lesung von Ar-
tikeln der Richterin Regine Paschke 
im Jahre 2013. Hintergrund der Pro-
testaktion: Ein Befangenheitsantrag 
gegen die Richterin am Landgericht 
war mit der Begründung abgelehnt 
worden, bei ihren Artikeln für das 
Hausbesitzer-Journal „Grundeigen-
tum“ handele es sich um eine „lite-
rarische Tätigkeit“. 
Die Einsicht, dass weitere Mühe nicht 
lohnt, kam für die Czaparas nach ei-
nem 45-minütigen Gespräch mit dem 
Regierenden Bürgermeister  Michael 
Müller. Da sei ihm klar geworden, 
dass es keinen Sinn hat,  weiter zu 
kämpfen, ganz gleich wie  viele Pro-
zesse er noch gewinnt. Sämtliche mit 
dem Vorgang befassten Behörden 
 hätten die Mieter kläglich im Stich 
gelassen, so sein Rechtsanwalt Chris-
toph Müller bei einem Interview im 
 Juni. Aktuell wollten sich weder Cza-
para noch sein Anwalt äu ßern. Man 
habe sich mit der  Terrial Stadtent-
wicklung GmbH geeinigt, über die 
Inhalte wurde Stillschweigen verein-
bart.                               Birgit Leiß
13



wirkt nicht, wie sie soll

TITEL

Genossenschaftsförderung

Heute wie vor 100 Jahren: Genossen-
schaften sind eine tragende Säule der 
Berliner Wohnungsversorgung
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Wohnungsbaugenossenschaften haben lange 
Wartelisten. Viele nehmen keine  neuen Mit-

glieder mehr auf, denn sie können den Be-
darf nicht decken. Daran hat auch die Ber-
liner Politik einen Anteil, denn die Genos-

senschaften benötigen wegen ihrer Bindun-
gen auf dem überhitzten Wohnungsmarkt 

Unterstützung. Die Förderung für genossen-
schaftlichen Neubau und zum Erwerb von 

Genossenschaftsanteilen funktioniert nicht. 
Immer hin werden die Förderdarlehen für 

den Bestands erwerb nachgefragt. Die gro-
ßen  alten Ge nossenschaften, die nicht auf 

För derung angewiesen sind,  bauen wieder-
um zu wenig und bekämpfen mitunter sogar 
mieter freundliche  Politikvorstöße. Was muss 

sich ändern, damit das Berliner Genossen-
schaftswesen zu neuer Blüte gelangt?
14
en etwa 80 Berliner Woh-
nungsbau genossenschaften 
gehören 11 Prozent des Miet-

wohnungsbestandes der Stadt. Ne-
ben privaten und landeseigenen Un-
ternehmen sind Genossenschaften 
die dritte  Säule der Wohnraumver-
sorgung. Die durchschnittliche Net-
tokaltmiete ihrer fast 190 000 Woh-
nungen von 5,70 Euro pro Quadrat-
meter kommt nicht nur den eigenen 
Mitgliedern zugute, son dern wirkt 
über den Mietspiegel auch dämp-
fend auf das Mietniveau insgesamt. 
Die Miete heißt bei Genossenschaf-
ten Nutzungsentgelt, darin drückt 
sich ein besonderes so ziales Verhält-
nis aus. Die Bewohnerinnen und Be-
wohner sind Mitglieder und damit 
gemeinschaftliche Eigentümer ihrer 
Genossenschaft.
Es gab mehrere Versuche, Genos-
senschaften zu fördern. Erinnert sei 
an die bundesweite Zulassung der 
Gründung eigentumsorientierter Ge-

D
 nossenschaften in den 90er Jahren. 
Deren Mitglieder konnten die – mitt-
lerweile abgeschaffte – steuerliche 
Eigenheimzulage für den Erwerb 
von Genossenschaftsanteilen nut-
zen. An den Folgen leiden manche 
Genossenschaften bis heute, wenn 
Mitglieder darauf bestehen, ihre 
Wohnung als privates Eigentum zu 
erwerben. Erinnert sei auch an das 
2001 vollmundig ausgerufene „Jahr 
der Genossenschaften“ in Berlin. 
 Pa rallel zur Privatisierung landes  -
ei gener  Wohnungsgesellschaften 

Anzahl der Mietwohnungen  
in Berlin 2019

Mietwohnungen gesamt ...  1.658.300
davon privatwirtschaftliche 
Unternehmen ..................... 1.146.441
davon Landeseigene 
Wohnungsunternehmen ....... 322.493
davon Genossenschaften ...... 189.366

aus: IBB Wohnungsmarktbericht 2020, 
erschienen 3/2021
MieterMagazin 11/2021



Ohne Förderung gebaut: 
Genossenschaftsprojekt 
„Möckernkiez“ – Einlage 
pro Quadratmeter: 920 
Euro, Miete: 11 Euro kalt

Am Anfang stand 
ein langwieriges 
und kompliziertes 
Konzeptverfahren: 
Baufeld des „UCB 
Blaue Insel“ auf 
der Schöneberger 
Linse am Südkreuz
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wur den Genossenschaften so aus-
kömm lich gefördert, dass sie zu lu-
krativen Anlageobjekten wurden. 
Zur Verhinderung von Missbrauch 
wurde das Programm nach einem 
Jahr beendet.
Im September 2018 legte der Ber-
liner Senat ein Förderdarlehenspro-
gramm für genossenschaftlichen 
Neubau und Bestandserwerb auf. 
Ende November folgte ein Darlehens-
programm zur Finanzierung des Er-
werbs von Genossenschaftsanteilen 
für einkommensschwache Mitglieder. 
Dessen Förderbedingungen waren je-
doch so eng, dass nur wenige Antrag-
stellende zum Zuge kamen. 2020 
wur den nur sieben solcher Darlehen 
für Anteile bewilligt. Ausgereicht wer-
den die Förderdarlehen durch die In-
vestitionsbank Berlin (IBB).
Im Mai 2020 beantragte die 2017 
gegründete Genossenschaft „UCB 
Blaue Insel eG“ ein Genossenschafts-
förderdarlehen. Sie hatte sich im 
langwierigen und komplizierten 
Konzeptverfahren um ein Baufeld 
auf der sogenannten Schöneberger 
Linse am Bahnhof Südkreuz behaup-
tet. Die Stiftung „trias“ erwarb mit 

Partnern das Grundstück und schloss 
einen Erbbaurechtsvertrag für 99 
Jahre mit der Genossenschaft ab, 
die dort 50 Wohnungen errichten 
möchte, davon 13 im Sozialen Woh-
nungsbau. Zusätzlich zur verpflich-
tenden Sozialbindung für 30 Jahre 
vereinbarte die Genossenschaft ei-
ne unbefristete Bindung im Erbbau-
rechtsvertrag.
Die Kreditverhandlungen mit der 
IBB über insgesamt 1,3 Millionen 
Euro aus der Neubauförderung für 
Genossenschaften und dem  damit 
verbundenen Kredit aus dem Neu-
baufonds für Sozialwohnungen zie-
hen sich bis heute hin. Probleme 
macht vor allem die verpflichtende 
Finanzierung aus dem Neubaufonds, 
denn die sieht vor, dass die geför-
derten Wohnungen nicht mit den 
wirtschaftlichen Risiken der ungeför-
derten Wohnungen belastet werden 

Der quälend lange Weg 
der Neubauförderung
MieterMagazin 11/2021
sollen. Darum wird eine Aufteilung 
in Wohneinheiten und Teilung des 
Grundbuchs verlangt, so wie es sonst 
nur bei Eigentumswohnungen der 
Fall ist. „Diese Aufteilung ist aus 
meiner Sicht wohnungspolitisch und 
wirtschaftlich unsinnig: Sie ist teuer, 
reine Geldvernichtung, erhöht die 
Wohnkosten und schafft erhebliche 
Risiken“, kritisiert Vorstandsfrau 

Clarissa Neher. Aufsichtsrätin Jose-
fine Kaiser ergänzt: „Es war unklar, 
wie viel überhaupt gefördert wird. 
Und: Wir sollen Sicherheiten brin-
gen, am besten andere Grundstücke, 
aber die haben wir nicht.“ Zuletzt 
sei es darum gegangen, welche Dar-
lehen in welchem Grundbuch an 
welche Rangstelle kommen. Einige 
Leute seien schon wieder ausgestie-
gen. „Wir versuchen so günstig wie 
möglich zu bauen“, betont Neher, 
„aber diese Steine im Weg machen 
es immer teurer.“

Durchschnittliche Bestandsmie­
ten nettokalt im Dezember 2020

Gesamt .............................. 6,20 Euro
Genossenschaften ............. 5,70 Euro

aus: BBU Jahresstatistik 2020, erschienen 9/2021
F

Mitglieder der Blauen Insel müssen 
pro Quadratmeter Wohnfläche eine 
Einlage von 615 Euro einzahlen. Die 
Sozialwohnungen der Blauen Insel 
übernehmen soziale Träger, nur so 
können auch  Einkommensschwache 
eine Genossenschaftswohnung be -
ziehen. Auf Anraten ihrer Hausbank 
hat die Genossenschaft jetzt ange-


Die zwei Stränge der 
Berliner Genossenschafts-
förderung

2018 hat der Berliner Senat ein Förderpro-
gramm für Genossenschaften aufgelegt, das 
über die Investitions bank Berlin (IBB) abge-
wickelt wird. Das Programm hat zwei Förder-
stränge. Zum einen die Objektförderung, mit 
der sowohl genossenschaftlicher Neubau als 
auch der Erwerb von Wohnimmobilien geför-
dert werden. Zum  anderen die Subjektförde-
rung, die den Erwerb von Genossenschaftsan-
teilen durch  Mitglieder fördert. Beides soll dazu 
dienen, das Ge  nos senschaftswesen zu stärken 
und „preiswerten Wohnraum für  Haushalte mit 
geringen Einkommen bereitzustellen“. Die För-
derungen erfolgen durch zinsfreie Darlehen.
Die Neubauförderung sieht ein zinsloses Darle-
hen von maximal 21 000 Euro pro neu geschaf-
fener Wohnung vor, sofern das Bauvorhaben 
ohne diese Förderung nicht durchführbar wä-
re. Bedingung ist, dass die Genossenschaft für 
mindestens 30 Prozent der Wohnungen auch 
eine Förderung aus dem IBB-Wohnungsneu-
baufonds in Anspruch nimmt. Diese Förderung, 
bei der die Bank auf 25 Prozent der Tilgung 
verzichtet, ist an Belegungsbindungen und eine 
Begrenzung der Miethöhe für die geförderten 
Wohnungen für maximal 30 Jahre gebunden.
Wenn Genossenschaften Bestandsgebäude  
 erwerben, oder wenn Mieterinnen und Mieter 
eine Genossenschaft neu gründen, um von ih-
15
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HInTErgrundTITEL

Mit privatem Kapital 
gebautes „Quartier 
Wir“ in Weißensee 
– Einlage pro Qua-

dratmeter: 500 Euro, 
Miete: 11 Euro kalt

Die Förderdarlehen 
für Genossenschaf-
ten werden von der 
IBB ausgereicht

„Für die finanziell 
stärkeren Traditi-

onsgenossenschaf-
ten ist Bauen ein 
Randthema, weil 

sich die meisten von 
der ursprüng lichen 

Selbsthilfe-Idee ver-
abschiedet haben“

Jochen Hucke, 
bisheriger Genos-
senschaftsbeauf-

tragter des Senats
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fangen zu bauen, denn die Förder-
mittel sind zugesagt. Zum Redak-
tionsschluss des MieterMagazins 
Mitte Oktober lag die Bewilligung 
jedoch noch nicht vor.
Ohne Förderung ist es bei den der-
zeitigen Marktbedingungen nahezu 
unmöglich, leistbaren Wohnraum 
neu zu errichten. Bei der 2009 ge-
gründeten Genossenschaft Mö-
ckernkiez, die ohne Förderung ge-
baut hat, muss beispielsweise eine 
Einlage von 920 Euro pro Quadrat-
meter geleistet werden, und die 
Wohnungen kosten durchschnitt-
lich pro Quadratmeter über 11 Euro 
nettokalt. Eineinhalb Jahre ruhte die 
Baustelle, bevor die 470 Wohnun-
gen 2018 bezugsfertig waren.
Mit der Genossenschaftsförderung 
wollte die Senatsverwaltung auch 
Baugrundstücke zur Verfügung stel-
len. Zur Vergabe fällt mitunter der 
Begriff „Resterampe“. Jüngere Ge-
nossenschaften würden gerne  bauen, 
aber die Unterstützung greift nicht. 
Der Senat vergibt Grundstücke nur 
noch im Erbbaurecht, die Zinsen sind 
teurer als Bankkredite. Für die finan-
ziell stärkeren Traditionsgenos sen-

schaften sei Bauen „ein  Randthema,
weil sich die meisten von der ursprüng -
lichen Selbsthilfe-Idee verabschiedet 
haben“, sagt Jochen Hucke, der bis-
herige  Genossenschaftsbeauftragte 
des Senats. Sie müssten daran erinnert 
werden, dass sie „eine Mitverantwor-
tung für die Weiterentwicklung der 
Stadtgesellschaft geerbt haben.“
So würden seit Jahren immer weni-
ger Neubauten von Genossenschaf-
ten in Berlin fertiggestellt. Zu den 
wenigen zähle ein Projekt der Woh-
nungsgenossenschaft Lichtenberg 
eG (WGLi). Auf einem Grundstück, 
das sie vor einigen Jahren vom Lie-

Seit Jahren immer 
 weniger Neubauten
genschaftsfonds erworben hatte, 
errichtete sie das 2020 bezugsfer-
tig gewordene Projekt „Wohnen am 
LichtGarten“ mit 107 Wohnungen. 
Nach Auskunft der Genossenschaft 
beträgt die durchschnittliche Netto-
kaltmiete 10,23 Euro pro Quadrat-
meter. Die Einlage ist mit 160 Euro 
pro angefangenen fünf Quadrat-
metern äußerst moderat.
Hucke hat 2016 gemeinsam mit 
dem Vorstand der Genossenschaft 
Am Ostseeplatz, Richard Schmitz, 
und dem Immobilienentwickler Tho-
mas Bestgen (UTB) die Genossen-
schaft BeGeno16 gegründet. Sie 
versteht sich als „Social Business“, 
möchte neue Stadtquartiere bauen 
und gleichzeitig Anlegern „sichere, 

attraktive und sozial verantwortliche 
Anlagemöglichkeiten“ bieten. Mit 
privatem Kapital wurde 2019 das 
erste Neubauprojekt, „Quartier Wir“ 
in Weißensee fertiggestellt. Die Ein-
lage beträgt 500 Euro pro Quadrat-
meter, das nettokalte Nutzungsent-
gelt 11 Euro. Damit auch Geflüchte-
te einziehen können, haben Un ter-
stützerinnen und Unterstützer die 
Einlagen als Darlehen aufgebracht. 
Auch einige soziale Träger sind ein-
gezogen. Allerdings sind die woh-
nenden Mitglieder in der BeGeno16 
investierende Genossen ohne Stimm-
recht, nur die Projektentwickler sind 
entscheidungsberechtigt. Damit soll 
gewährleistet werden, „dass der 
Gründungszweck und der  weitere 
Bau von bezahlbaren Wohnungen 
nicht gefährdet wird.“ Mit genos-
senschaftlicher Demokratie hat das 
allerdings nichts zu tun.

Wohnungsbestand der fünf  
größten Berliner Wohnungs­
genossenschaften 2018/19

Wohnungsgenossenschaft 
Lichtenberg eG .......................  10.242
Beamten-Wohnungs-Verein 
zu Berlin eG ............................... 7.212
bbg Berliner Baugenossen - 
schaft eG ................................... 7.026
Berliner Bau- und Wohnungs-
genossenschaft von 1892 eG ....  6.860
Charlottenburger Bau- 
genossenschaft eG ...................  6.667

Redaktionsgruppe Die Genossenschaf ter 
*  innen: Selbstverwaltet und solidarisch 
 wohnen, erschienen 7/2021
nen bewohnte Gebäude zu erwerben, dann 
können sie dafür zinsfreie Darlehen in indivi-
duell zu vereinbarender Höhe bekommen. 
Auch hier sind Belegungsbindungen und Be-
grenzungen der Miethöhe für mindestens 25 
Prozent der Wohnungen auf 30 Jahre ver-
pflichtend. Wenn Häuser im Rahmen des 
 bezirklichen Vorkaufsrechts in Milieuschutz-
gebieten erworben werden, können zusätzlich 
Senatszuschüsse aus SIWANA-Mitteln bean-
tragt werden, die weitere Bindungen mit sich 
bringen.
Mieter, die das Geld für die oft hohen Genos-
senschaftseinlagen nicht selbst aufbringen 
können und einen Wohnberechtigungsschein 
haben, können ein zinsloses Darlehen von bis 
zu 50 000 Euro für den Erwerb von Genossen-
schaftsanteilen bekommen. Dieses Darlehen 
hat eine Laufzeit von maximal 20 Jahren, die 
Rückzahlung beginnt spätestens nach fünf Jah-
ren. Nach Rückzahlung von 75 Prozent des Dar-
lehensbetrages wird auf die Rückzahlung der 
restlichen 25 Prozent verzichtet, wenn zu dem 
Zeitpunkt noch ein Anspruch auf einen Wohn-
berechtigungsschein vorhanden ist.  ev
MieterMagazin 11/2021



Von DIESE eG 
erworbenes Vor-
kaufsobjekt in der 
Gleditschstraße, 
Geschäftsführer 
Eibl: „Nicht alle 
Mieter können die 
Genossenschafts-
anteile bezahlen.“

„Politik hat nach 
unserer Erfahrung 
enorme Probleme, die 
Besonderheiten der 
Rechtsform Genossen-
schaft zu verstehen.“
Ulf Heitmann, Sprecher 
des Bündnisses Junge 
Genossenschaften
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Das einzige, was funktioniert, ist die 
Förderung des Erwerbs von Häusern 
in Milieuschutzgebieten, wenn die 

Bezirke ihr Vorkaufsrecht zuguns-
ten einer Genossenschaft ausüben. 
So wie im August 2019 für die drei 
Häuser mit 36 Wohnungen in der 
Schöneberger Gleditschstraße 39/
41/43. Die DIESE eG übernahm sie 
für 11,3 Millionen Euro. Zur Fi nan-
zierung erhielt sie 10 Prozent des 
Kaufpreises als Landeszuschuss. Das 
Förderdarlehen der IBB in Höhe von 
7,9 Millionen Euro wird in diesem 
Fall erst 2024 ausgezahlt, wenn die 
derzeitige Sozialbindung ausläuft, 
und muss zwischenfinanziert wer-
den. DIESE eG braucht 10 Prozent 
Eigenkapital, mindestens 70 Prozent 
der Mieterinnen und Mieter sollen 
Mitglied werden.
Bisher haben jedoch erst 9 von 26 
Mitgliedern ihre Einlagen von 500 
Euro pro Quadratmeter eingezahlt. 
„Selbstverständlich sind nicht alle 
Mieterinnen und Mieter der Häuser 
in der Lage, die Anteile in vollem 
Umfang zu bezahlen, zum Beispiel 
weil sie Transferleistungen beziehen 
oder einfach keinen Kredit der IBB 
zum Erwerb von Anteilen  erhalten“, 
sagt Jonas Eibl, der in einem der Vor-
kaufshäuser wohnt und zum Ge -
schäftsführungskreis der DIESE eG 
gehört. Er betont, die  Genossenschaft 
wollte „die Berliner Mischung in den 
Häusern bewahren“. Die Genossen-
schaft sei kein Projekt für Gutverdie-
ner: „Die Preise orientieren sich an 
den Realitäten, die aktuell beim be  -
zirklichen Vorkauf gelten und den 
überhöhten Immobilienpreisen.“ 
DIESE eG sei „nicht die einzige und 
beste Lösung für Mieter, aber in der 
Regel die Letzte“. 
Die Genossenschaftsförderung wirkt 
nicht, wie sie soll, und wo Genossen-
schaften trotzdem Wohnraum schaf-
fen, sind meist hohe Einlagen und 
Nutzungsentgelte  unausweichlich. 
Was müsste sich ändern, um Abhil-
f e zu schaffen?
Das 2017 gegründete Bündnis Junge 
Genossenschaften hat 35 Mitglieder, 

Nur der Bestands-
erwerb funktioniert
MieterMagazin 11/2021
die nach eigenem Bekunden  „einen 
Beitrag für eine nachhaltige, durch-
mischte und solidarische Stadt leis -
ten“. Sie haben ein Papier mit For-
derungen zur Verbesserung der Bau-
landvergabe und  Neubauförderung 
vorgelegt. Fördermittel sollen über 
eine Förderinstitution vergeben 
werden statt über eine Bank. Ihre 
wichtigste Forderung: „Schenkt den 
Genossenschaften Vertrauen!“ Auf 
die Frage, wie das gemeint sei, er-
läutert Bündnissprecher Ulf Heit-
mann: „Politik hat nach unserer 
Erfahrung enorme Probleme, die 
Besonderheiten der Rechtsform 
Genossenschaft zu verstehen. Es 
scheint schwer verständlich zu sein, 
dass wir selbstbestimmt, selbstorga-
nisiert und privatrechtlich sind und 
kein zu dirigierendes Instrument der 
Wohnungswirtschaft.“ Es sei ein 
Alarmzeichen, „dass keine einzige 
Genossenschaftswohnung mit und 
wegen der Berliner Wohnungsbau-
förderungsbestimmungen fertig ge-
stellt wurde“. Heitmann empfiehlt, 
personelle und institutionelle Res-
sourcen realistisch einzuschätzen 
und die mit der Umsetzung politi-
scher Inhalte beschäftigen Kollegin-
nen und Kollegen der Verwaltung 
„mitzunehmen“, zu motivieren.
Jochen Hucke schlägt vor, „die ‚Küm-
merer und Kümmerinnen‘ für die 
gemeinwohlorientierte Immobilien-
wirtschaft innerhalb der Verwaltung 
personell stärker aufzustellen und/
oder eine ressortübergreifende Pro-
jektgruppe der Senatsverwaltungen 
für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Finanzen und Wirtschaft“ zu  bilden. 
Er sieht auch Probleme in der „Zu-
ständigkeitsverteilung zwischen 
Hauptverwaltung und Bezirken“ und 
einer „starken Verselbstständigung 
der IBB und der BIM (Berliner Im-
mobilienmanagement GmbH)“, die 
landeseigene Grundstücke verwaltet. 
Liegenschaftspolitik müsse nicht 
nur der Bezeichnung nach, sondern 
auch tatsächlich transparent sein.
Der neue Senat solle „jetzt gleich am 
Anfang einen Gesamtbestand von 
Grundstücken benennen, die er im 
Erbbaurecht an gemeinwohlorien-
tierte Träger – für Wohnen und für 
Mischnutzungen Wohnen / Gewer-
be / soziale Infrastruktur / Ateliers – 
vergeben möchte“, auch um über-
mäßig aufwendige Konzeptverfah-
ren zu minimieren.
Dem Senat rät er, bei künftigen Ent-
wicklungen und insbesondere bei 
Standorten mit schwierigen Nach-
barschaftssituationen verstärkt die 
partizipativen Potenziale der Stadt-
gesellschaften zu nutzen und nicht 
erst immer alles alleine machen zu 
wollen. Wichtig sei auch eine Be-
wertung von Grundstücken auf der 
Grundlage leistbarer Nutzungsent-
gelte statt maximaler Erträge und 
der Aufbau von „Unterstützungs-
strukturen für gemeinwohlorientier-
te Immobilienentwicklungen aus der 
Mitte der Stadtgesellschaft.“

Durchschnittliche 
Angebotsmieten 2020

Gesamt ............................  10,14 Euro
Private ............................. 11,25 Euro
Landeseigene .................... 6,27 Euro
Genossenschaften ............. 6,97 Euro

aus: IBB Wohnungsmarktbericht 2020, 
erschienen 3/2021
17
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TITEL

Ein Initiativen-Netzwerk fordert 
im „Mietenpolitischen Dossier“, 
dass nicht nur genossenschaft-
liche, sondern auch andere 
gemeinwirtschaftlich verfasste 
Akteure gefördert werden

„Genossenschaftliche 
Selbsthilfe unter Markt-
bedingungen braucht 
immer Unterstützung, 
um ihrem sozialen Ver-
sorgungsauftrag nach-
kommen zu können.“
Marleen Thürling, Ge-
nossenschaftsexpertin
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Ein Netzwerk von stadtpolitischen 
Initiativen fordert im „Mietenpoliti-
schen Dossier”, die Höhe der Genos-
senschaftsförderung für dauerhaft 
günstigen Wohnraum dem Bedarf 
anzupassen. Wenn Mitglieder kein 
Darlehen für ihren Genossenschafts-
anteil bekommen, soll die Genossen-
schaft das Förderdarlehen bekom-
men, und den 25-prozentigen Til-
gungsanteil als Eigenkapitalzuschuss, 
damit sich alle beteiligen können. Es 
sollen nicht nur Genossenschaften 
gefördert werden, sondern gemein-
wirtschaftlich und demokratisch ver-
fasste Akteure unabhängig von der 

Wohnungsbestand der 
Mitglieds unternehmen 
im BBU am 1. Juni 2021

Wohnungsbestand 
Gesellschaften im BBU .......... 798.303
davon in Berlin ...................... 725.696
davon in Genossenschaften ..  186.657

aus: BBU Jahresstatistik 2020, erschienen 9/2021
Rechtsform. So käme beispielsweise 
auch das „Mietshäuser Syndikat“ 
zum Zug, das nach genossenschaft-
lichen Prinzipien wirtschaftet, aber 
aus GmbHs und Vereinen besteht. 

Dort gibt es keine  Zugangsbarrie ren, 
finanzielle Einlagen sind nicht erforder-
l ich, stattdessen werden Direktkredi-
te aus dem Umfeld eingeworben. 
Marleen Thürling promoviert am Ins-
titut für Genossenschaftswesen der 
HU Berlin und hat bis April 2020 für 
das Genossenschaftsforum in Berlin 
gearbeitet. Sie bezeichnet Genossen-
schaften als „Möglichkeitsraum“, 
in dem „Partizipation und Mitbe-
stimmung für eine  zukunftsfähige 
Entwicklung enorm wichtig“ sind: 
„Häufig entstehen so auch Gemein-
schaftsangebote, die über die Ge-
nossenschaft hinaus in den Stadt-

Änderungsvorschläge 
 liegen auf dem Tisch
ein führung der steuerlichen Wohn-
gemeinnützigkeit käme auch Ge-
nossenschaften zugute. Viele sind 
zwar steuerbefreit, aber nur, solan-
ge sie mindestens 90 Prozent ihrer 
Ein künfte aus der Vermietung von 
Wohnraum an Mitglieder  erzielen. 
Dieser Steuervorteil gerät dann in 
Gefahr, wenn sie beispielsweise grö-
ßere Quartiere mit höherem Gewer-
beanteil errichten oder Häuser über-
nehmen, deren Bewohner nicht alle 
Mitglied werden möchten.
Mehr Genossenschaftswohnungen 
und eine stärkere Vielfalt der Be-
wohnerschaft wird sich nur durch 
bessere Kooperation von Politik und 
Verwaltung mit genossenschaftli-
chen Akteuren und Initiativen der 
Stadtgesellschaft erreichen lassen.
Elisabeth Voß

Transparenzhinweis der Redaktion: 
Als Fachfrau für Genossenschaften hat die Au-
torin für den Verein „Netz für Selbstverwaltung 
und Kooperation Berlin-Brandenburg“, dessen 
Vorstand sie angehört, am Genossenschafts-
teil des „Mietenpolitischen Dossiers“ mitge-
arbeitet.

teil ausstrahlen.“ Auch „für neue 
Wohnformen, an der Berührungs-
fläche von Stadt und Land“ sei die 
Genossenschaft ein gut  erprobtes 
Modell. Jedoch brauche diese ge-
nossenschaftliche Selbsthilfe  unter 
Marktbedingungen immer Unter-
stützung, um ihrem sozialen Versor-
gungsauftrag nachkommen zu kön-
nen. „Das lehrt auch die Geschich-
te“, betont Thürling. Dem  pflichtet 
der Berliner Mieterverein (BMV) bei. 
„Allerdings müssen sich Genossen-
schaften mehr öffnen und noch 
stärker Gemeinwohl-Aufgaben lö-
sen helfen“, so BMV-Geschäftsfüh-
rer Reiner Wild.   
Für den Berliner Genossenschafts-
sektor ist auch die Bundespolitik ge-
fragt. Die oft geforderte Wieder-

Genossenschaftsförderung in 
 Berlin: Insgesamt 19 Finanzie­
rungszusagen (22 Anträge)

2019: .......................  22,0 Mio. Euro
2020: ......................  16,9 Mio. Euro
2021: noch keine Zahlen vorliegend

Auskunft der IBB 10/2021
Zurück zu den solidarischen Wurzeln

Die Genossenschaft ist ein ausgezeichnetes Modell für selbstverwalte-
tes Wohnen ohne Profitstreben. Mit ihren 190 000 Wohnungen in Berlin 
könnten die Wohnungsgenossenschaften eine gewichtige Rolle auf dem 
Wohnungsmarkt spielen. Doch die Realität sieht leider anders aus. Die 
Mieten sind nicht selten höher, als es für die reine Wohnungsbewirtschaf-
tung nötig wäre. Besonders in den größeren, älteren Genossenschaften 
sind die Strukturen häufig verknöchert und die demokratische Mitbestim-
mung eingeschlafen. Viele Genossenschaftsvorstände sehen ihre Unter-
nehmen als Teil der kommerziellen Wohnungswirtschaft und heulen mit 
den Wölfen, wenn die Immobilienlobby Front gegen Mietpreisbegrenzun-
gen oder Vergesellschaftungen macht. Woran das liegt, hat die kritische 
Initiative „Die Genossenschafter*innen“ analysiert. In ihrer von der Ro-
sa-Luxemburg-Stiftung herausgegebenen Broschüre zeigen sie auch We-
ge auf, wie engagierte Mitglieder ihre Genossenschaft zu einer soziale-
ren Wohnungsbewirtschaftung bewegen können: den Geschäftsbericht 
lesen, auf der Generalversammlung Fragen stellen, dem Vorstand Gegen-
vorschläge machen, sich mit Mitgenossen zusammenschließen und sich 
in den Aufsichtsrat wählen lassen.  js

Die Genossen schafter*innen: 
Selbstverwaltet und solidarisch 
wohnen. Genossenschaften und 
ihre Bedeutung für eine gemein-
wohlorientierte Wohnungspolitik, 
Berlin 2021, 100 Seiten, Broschüre 
oder Download kostenlos erhältlich 
bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung, 
Straße der Pariser Kommune 8 a,
10243 Berlin, www.rosalux.de/
publikation/id/44677/
MieterMagazin 11/2021

https://www.rosalux.de/publikation/id/44677/
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Hintergrund

chance für ein E
neues mietrecht 

durch den Bonner 

regierungswechsel 

1969: dmB-Präsi-

dent nevermann, 

Bundesdirektor 

schlich und dmB-

Vize günter bei 

kanzler Willy Brandt

L Karl Christian  

Führer: Deutsche 
Mieterbewegung 
(100 Jahre Deut-

scher Mieterbund), 
Köln 2000
50 Jahre Wohnraumkündigungsschutzgesetz

„sternstunde für die mieter“
Vor einem halben Jahrhundert wurde der Bundesrepublik ein neues so-
ziales mietrecht gegeben. das Wohnraumkündigungsschutzgesetz stellt 
seither sicher, dass mieter nur noch mit einem „berechtigten interesse“ 
gekündigt werden dürfen und mieterhöhungen sich an den ortsüblichen 
Vergleichsmieten orientieren müssen. die eigentümerseite hat diese re-
gelungen seinerzeit heftig bekämpft – mit denselben argumenten, die 
sie auch heute noch gegen mietenbeschränkungen ins Feld führt.
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In den 1960er Jahren entließ die Bun-
desregierung immer mehr Städte und 
Landkreise aus der nach dem Krieg 
eingeführten Mietpreisbindung für 
Altbauten. In diesen dann sogenann-
ten „weißen Kreisen“ stiegen die 
Mieten rasant an. Dazu kam, dass 
Ende 1968 das Mieterschutzgesetz 
von 1923 aufgehoben wurde, ob-
wohl die Wohnungsnot noch keines-
wegs beseitigt war.

Bezahlen oder ausziehen

Die Mieter wurden dadurch schutz-
los. Vermieter durften jederzeit oh-
ne Angabe von Gründen kündigen. 
Dies haben Hauswirte insbesondere 
für die sogenannte Änderungskün-
digung genutzt: Sie schickten den 
Mietern eine Kündigung und unter-
breiteten gleich einen neuen Miet-
vertrag mit einer höheren, nach oben 
nicht begrenzten Miete. Wenn die 
Mieter diese nicht zahlen konnten 
oder wollten, mussten sie raus.  
Der Deutsche Mieterbund (DMB) 
hat im Jahr 1970 beobachtet, dass 
in den Ballungsgebieten die Altbau-
mieten seit 1962 um 150 Prozent 
gestiegen waren. Er forderte des-
2021
halb ein „neues soziales Mietrecht“. 
Sein Vorsitzender Paul Nevermann 
erkannte die Möglichkeit zu einem 
mietenpolitischen Kurswechsel, als 
1969 eine SPD/FDP-Regierung unter 
Bundeskanzler Willy Brandt das Ru-
der übernahm.
SPD und FDP haben sich im Novem-
ber 1970 auf einen Gesetzentwurf 
geeinigt: Der Eigentümer darf nur 
bei „berechtigtem Interesse“ kündi-
gen. Dafür wird ihm das Recht zuge-
standen, die Miete durch einseitige 
Erklärung an die „ortsübliche Ver-
gleichsmiete“ anzupassen. Der DMB 
kritisierte zwar die Möglichkeiten zur 
Mieterhöhung, begrüßte das Gesetz 
aber als einen „ersten Durchbruch 
zu einem Dauermietrecht“. Der Zen-
tralverband der Deutschen Haus- 
und Grundeigentümer („Haus & 
Grund“) warnte hingegen vor einer 
Wiedereinführung der Wohnungs-
zwangswirtschaft. „Wer das beab-
sichtigt, der will den Anfang setzen 
für das Ende der Demokratie, der 
Freiheit und der Marktwirtschaft“, 
erklärte der damalige Haus & Grund-
Präsident Victor-Emanuel  Preusker. 
Die neuen Vorschriften würden die 
dringend notwendige Modernisie-
rung des älteren Wohnungsbestan-
des behindern und zur Verschärfung 
des örtlichen Woh nungsmangels füh -
ren. 
Gegen den Widerstand von CDU/
CSU im Bundestag und  Bundesrat 
wurde das Gesetz im November 1971 
verabschiedet. Es trat am 1.  Januar 
1972 in Kraft. Schon im Februar be-
richtet der DMB, dass Vermieter nun 
deutlich weniger Kündi gungen aus-
sprechen. Das neue Kündigungs-
schutzgesetz habe „den Mietern 
wieder Sicherheit in ihrer Wohnung 
gegeben“, so Nevermann.
Weil das Gesetz aber bis Ende 1974 
befristet war, musste der DMB da-
für kämpfen, dass der Kündigungs-
schutz zum Dauerrecht wird. 
Im Oktober 1974 beschloss der Bun-
destag, dass die Kündigungsschutz-
Regelungen in das Bürgerliche Ge  -
setzbuch aufgenommen werden und 
damit auf Dauer gültig sind. Das 
Mieterhöhungsverfahren wurde in 
einem eigenen Miethöhegesetz fest-
geschrieben. Neu ist darin, dass zur 
Begründung einer angemessenen 
Mieterhöhung neben Sachverstän-
digengutachten und Vergleichswoh-
nungen auch Mietspiegel benutzt 
werden können. Aus Sicht des DMB 
war das eine „Sternstunde für die 
Mieter“. 
Jens Sethmann
            

sonderfall West-Berlin

In West-Berlin hat das Kündigungsschutzgesetz erst ab 1976 
gegriffen, denn wegen der besonders großen  Wohnungsnot 
galt hier das Mieterschutzgesetz von 1923, mit dem die Kün-
digungsmöglichkeiten des Vermieters noch bis Ende 1975 
stark eingeschränkt waren. Das neue Gesetz galt  wiederum 
nur für privat finanzierte Neubauwohnungen ab Baujahr 
1948. Das waren vergleichsweise wenig, denn in Berlin bau-
te man überwiegend mit der Förderung des Sozialen Woh-
nungsbaus. Für Altbauten galt eine Mietpreisbindung noch 
bis 1987. Danach etablierte sich auch in West-Berlin das 
1972 geschaffene Vergleichsmietensystem.  js
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Hintergrund
Fusion VonoVia/Deutsche Wohnen unD Volksbegehren

Winkelzüge wirkungslos – berliner 
stimmen für Vergesellschaftung
„Deutsche Wohnen & co enteignen“ hat beim Volksentscheid am 26. sep­
tember einen deutlichen sieg errungen. Derweil haben die Wohnungs­
konzerne Vonovia und Deutsche Wohnen ihre Fusion unter Dach und 
Fach gebracht und zuvor noch knapp 15 000 Wohnungen an das land 
berlin verkauft. Dieses Manöver ändert aber nichts daran, dass der 
nächste senat dem Volksentscheid folgen und die Vergesellschaftung 
großer Wohnungskonzerne umsetzen muss. 

L Volksbegehren 
„Deutsche Wohnen 
& Co enteignen“:

www.dw
enteignen.de
20
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Die von berlin über­

nommenen Woh nungen 

in der high­Deck­sied­

lung, am kottbusser tor 

und im Falkenhagener 

Feld sind ziemlich her­

untergewirtschaftet

„Viele gutachten ha ­

ben gezeigt, dass eine 

Vergesellschaftung 

möglich ist“: bMV­

Vizegeschäfts führe  rin 

Wibke Werner
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Europas größtem Wohnungsunter­
nehmen Vonovia ist es nun im drit­
ten Anlauf gelungen, Deutschlands 
zweitgrößten Wohnungskonzern 
Deutsche Wohnen zu übernehmen. 
Anfang Oktober meldete die Vono­
via, über 60 Prozent der Deutsche­
Wohnen­Aktien erhalten zu haben. 
Die Vonovia bot den Deutsche­Woh­
nen­Aktionären 53 Euro pro  Aktie 
– einen Euro mehr als beim  letzten 
Angebot im Mai. Der vorherige Über­
nahmeversuch war im Juli daran ge­
scheitert, dass nur knapp 48  Prozent 
der Aktien der Vonovia  angedient 
wurden. Vor allem die größeren 
Hedgefonds unter den Deutsche­
Wohnen­Eignern hatten offensicht­
lich auf ein verbessertes Angebot 
spekuliert. Nach der Fusion wird 
Vonovia rund 550 000 Wohnungen 
besitzen, darunter etwa 135 000 in 
Berlin.
Davon unbeeindruckt ist am 26. Sep­
tember der Volksentscheid „Deut­
sche Wohnen & Co enteignen“ mit 
einer deutlichen Mehrheit von 56,4 
Prozent angenommen worden. Mehr 
als eine Million Berlinerinnen und 
Berliner haben mit „Ja“ angekreuzt, 
dass profitorientierte Wohnungs­
konzerne mit mehr als 3000 Woh­
nungen in Berlin vergesellschaftet 
werden sollen. Betroffen sind rund 
240 000 Wohnungen von Deutsche 
Wohnen, Vonovia, Adler, Covivio, 
Akelius, Heimstaden und Grand City. 
Sie sollen – so der Vorschlag der Ini­
tiative – in eine Anstalt öffentlichen 
Rechts überführt und gemeinwohl­
orientiert bewirtschaftet werden. 
Der nächste Senat ist nun aufgefor­
dert, ein entsprechendes Gesetz zu 
erarbeiten. „Egal in welcher Zusam­
mensetzung – die zukünftige Regie­
rungskoalition wird die Vergesell­
schaftung von Wohnungskonzernen 
umsetzen müssen: Die Forderung 
zur Vergesellschaftung vereint weit 
mehr Stimmen hinter sich als  jede 
Partei“, sagt  Initiativensprecherin 
Joanna Kusiak. „Wir akzeptieren 
weder Hinhaltestrategien, noch Ab­
fangversuche“, ergänzt ihr  Kollege 
Kalle Kunkel. „Eine Missachtung des 
Volksentscheids wäre ein politischer 
Skandal. Wir lassen nicht locker, bis 
die Vergesellschaftung von Woh­
nungskonzernen umgesetzt ist.“ Die 
Initiative hat bereits im Mai einen 
von Fachjuristen ausgearbeiteten 
Gesetzentwurf vorgelegt.

Den Willen der  bevölkerung 
ernst nehmen

Auch der Berliner Mieterverein 
(BMV), der das Volksbegehren un­
terstützt hat, erwartet, dass der zu­
künftige Senat den Volksentscheid 
ernst nimmt und den eindeutigen 
Willen der Berlinerinnen und Berliner 
zeitnah umsetzt. „Viele Gutachten 
haben gezeigt, dass eine Vergesell­
schaftung möglich ist. Die Politik 
sollte daher keine verfassungsrecht­
lichen Zweifel säen, sondern  unter 
Einbindung aller Regierungsfrak­
tionen ein wasserdichtes Gesetz er­
arbeiten“, fordert die stellvertreten­
de BMV­Geschäftsführerin Wibke 
Werner. 
Noch neun Tage vor den Wahlen 
und dem Volksentscheid verkünde­
ten Vonovia, Deutsche Wohnen und 
der Finanzsenator Matthias Kollatz 
(SPD), dass das Land Berlin für 2,46 
Milliarden Euro 14 750 Wohnungen 
und 450 Gewerbeeinheiten von den 
fusionswilligen Konzernen ankauft. 
Davon kommen 4250 aus Vono­
via­Beständen und 10 950 von der 
Deutschen Wohnen. Erwerber sind 
die drei landeseigenen Gesellschaf­
ten Howoge (8300 Wohnungen), 
Degewo (2400 Wohnungen) und 
Berlinovo (4000 Wohnungen). Sie 
MieterMagazin 11/2021
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F Vonovia­/

Deut sche­Wohnen­

chefs und berliner 

regierungsspitze 

wurden sich einig – 

doch das Votum der 

berliner für eine Ver­

gesellschaftung blieb 

davon unbeeindruckt
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„Die landeseigenen 

Wohnungsunter­

nehmen können den 

ankauf stemmen“: 

Finanzsenator  

Matthias kollatz  

(sPD)
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sollen den Kaufpreis von insgesamt 
2,46 Milliarden Euro selbst über Kre­
dite finanzieren. „Die drei Landesge­
sellschaften sind kerngesund und in 
der Lage, den Ankauf erfolgreich zu 
stemmen“, sagt Finanzsenator Kol­
latz. „Die Unternehmensziele, insbe­
sondere mit Blick auf den Neubau, 
sind nicht gefährdet.“ 
Zum großen Teil sind es Wohnanla­
gen aus dem Sozialen Wohnungs­
bau, etwa auf dem Falkenhagener 
Feld, in der Thermometersiedlung, 
in der High­Deck­Siedlung oder am 
Kottbusser Tor. „Bei einem Teil des 
angebotenen Wohnungsbestandes 
läuft die Sozialbindung demnächst 
aus“, erklärt Matthias Kollatz die 
Auswahl. „Mit der Rückführung in 
kommunale Hand haben die Miete­
rinnen und Mieter die nötige Sicher­
heit, dass ihre Wohnungen dauer­
haft im preisgünstigen Segment lie­
gen werden.“
Die Art und Weise, wie dieser Deal 
eingefädelt wurde, wirft jedoch Fra­
gen auf. Zunächst hatten Vonovia­
Vorstand Rolf Buch und Deutsche­
Wohnen­Chef Michael Zahn in einer 
gemeinsamen Pressekonferenz mit 
dem Regierenden Bürgermeister Mi­
chael Müller und Finanzsenator Kol­
latz verkündet, im Zuge ihrer Fusion 
20 000 Wohnungen an Berlin ver­
kaufen zu wollen. Die beiden SPD­
Senatsmitglieder haben diesen Han­
del ohne Wissen ihrer Koalitions­
partner von den Linken und Grünen 
eingefädelt. Auch die Abgeordneten 
bekamen nur spärliche Informatio­
nen. Mitreden konnte das Parlament 
MieterMagazin 11/2021
bei diesem Geschäft nicht. Nach kur­
zen Verhandlungen waren es nur 
noch knapp 15 000 Wohnungen, 
die angekauft werden sollten. Und 
die haben zum Teil einen  erheblichen 
Instandhaltungsrückstau. Das intrans­
parente Vorgehen lässt den Verdacht 
aufkommen, dass nicht nur die Woh­
nungskonzerne bei den Berlin zu­
künftig Regierenden gut Wetter ma­
chen wollten, sondern auch die SPD 
es kurz vor der Wahl noch auf einen 
wohnungspolitischen Erfolg anlegte, 
der dem Volksbegehren den Wind 
aus den Segeln nehmen sollte.

enorme kosten 
durch den ankauf

Letzteres hat nicht funktioniert. Der 
Deal lieferte auch keine Argumente 
gegen die angestrebte Vergesell­
schaftung. Der Preis der angekauf­
ten Wohnungen ist keineswegs 
günstig. Pro Wohn­ oder Gewerbe­
einheit bezahlt Berlin über 160 000 
Euro, pro Quadratmeter Wohnfläche 
etwa 2400 Euro. Hochgerechnet auf 
die nach dem Volksentscheid zu ver­
gesellschaftenden 240 000 Wohnun­
gen ergäbe das eine Summe von fast 
39 Milliarden Euro – drei  Milliarden 
mehr als der höchste Entschädi­
gungsbetrag, den die amtliche Kos­
tenschätzung des Senats nannte. 
Dennoch nennen die Beteiligten das 
Geschäft „wirtschaftlich tragfähig“. 
Das bestätigt eher die Einschätzung 
der Initiative „Deutsche Wohnen & 
Co enteignen“, dass auch die Verge­
sellschaftung für den Landeshaus­
halt kostenneutral möglich sei.
Ein Kostenvergleich mit dem Erlös 
bei der Privatisierung der ehemals 
landeseigenen Wohnungsbaugesell­
schaft GSW im Jahr 2004 macht den 
Wahnsinn auf dem Immobilienmarkt 
deutlich: Das Land Berlin verscher­
belte damals die rund 65 000 GSW­
Wohnungen für 405 Millionen Euro 
an Finanzinvestoren. Selbst wenn 
man die mit übernommenen Unter­
nehmensschulden in Höhe von rund 
1,56 Milliarden Euro einrechnet, lag 
der Preis pro Quadratmeter Wohn­
fläche unter 500 Euro. Ein Großteil 
der Wohnungen, die jetzt von der 
Deutschen Wohnen an Berlin ver­
kauft werden, gehörte einst zur 
GSW. Diese werden nun zum fast 
fünffachen Preis rekommunalisiert, 
ohne dass in den Beständen nen­
nenswert investiert wurde.
Die Mieter der angekauften Häu­
ser sind natürlich erleichtert. „Jetzt 
gibt es Sicherheit für uns und alle 
Bewohnerinnen und Bewohner der 
zurückgekauften Häuser“, freut sich 
die Initiative Kotti & Co, die zehn Jah­
re lang für die  Rekommunalisierung 
ihrer Wohnungen am Kottbusser Tor 
gekämpft hat. Gleichwohl: „Es ist ein 
bitterer Witz der Ge schichte, dass un­
sere längste, wichtigste Forderung 
ausgerechnet mit diesem Deal er­
füllt wird.“ Eine günstigere Lösung 
wäre die Verge sellschaftung nach 
dem Volksen ts cheid gewesen: „Was 
für uns gilt, gilt für die ganze Stadt! 
14 500 Wohnungen gewonnen! Blei­
ben noch circa 225 000!“
Jens Sethmann
            

Das buch zur enteignungsdebatte 

Bei den großen privaten Wohnungskonzernen geben inter­
nationale Finanzjongleure den Ton an. Für sie ist Wohnraum 
nur ein weiteres Finanzprodukt an der Börse. Der Politikwis­
senschaftler Philipp P. Metzger zeichnet den Aufstieg der 
deutschen Wohnkonzerne nach und analysiert ausführlich 
die Strategien von Vonovia, Deutsche Wohnen und ande­
ren, die mit der Wohnungsnot Profit machen. Metzger zeigt 
auch, in welche Richtung eine demokratische und soziale 
 Wohnungspolitik gehen müsste.
Philipp P. Metzger: Wohnkonzer ne ent  eignen! Wie Deut-

sche Wohnen & Co. ein Grundbedürfnis zu Profit machen, 
Wien/Berlin 2021, 294 Seiten, 17 Euro  js
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Hintergrund

die Möglichkeit zu 

einem landesweiten 

Mietenstopp hat 

jetzt eine studie der 

rosa-luxemburg-

stiftung ausgelotet. 

ergebnis: positiv
Konzept für einen bundesweiten MietendecKel

überall und wasserdicht
die rosa-luxemburg-stiftung und die bundestagsfraktion der linken ha-
ben eine studie zu einem bundesweiten Mietendeckel vorgelegt. das 
Konzept würde in den städten mit besonders hoher wohnungsnot jeden 
vierten Haushalt entlasten. die Autoren sind sicher, dass ihr Modell ver-
fassungsrechtlich wasserdicht ist. der berliner Mieterverein hält den An-
satz für vielversprechend.
Der Berliner Mietendeckel wurde 
im April durch das Bundesverfas­
sungsgericht gestoppt – nicht, weil 
er inhaltlich verfassungswidrig war, 
sondern weil das Land Berlin für ei­
ne landesrechtliche Regelung keine 
Gesetzgebungskompetenz hatte. 
Der Berliner Stadtsoziologe  Andrej 
Holm und der Fachanwalt für Miet­
recht Benjamin Raabe haben im Auf­
trag der Linksfraktion und der Rosa­
Lu xemburg­Stiftung eine Studie zu 
einem bundesweiten Mietendeckel 
verfasst. Aus Bausteinen des vor­
handenen Mietrechts und des Berli­

L Studie 

„Bundesweiter 

Mietendeckel“: 

www.rosalux.de/
publikation/id/
44898
ner Mietendeckels erstellten sie ein 
ab gestuftes Modell für Städte mit 
ei ner Wohnungsnotlage, mit einem 
angespannten und mit einem aus­
geglichenen Wohnungsmarkt.
Generell soll die ortsübliche Ver­
gleichsmiete als Durchschnitt aller 
Mieten ermittelt werden. Diese Re­
ferenzmiete stellt dann das tatsäch­
liche Mietniveau eines Ortes dar – 
und nicht wie der Mietspiegel die 

dreistufenmodell 
nach Marktlage

Mieterhöhungen der letzten sechs 
Jahre. Zudem wird der Wucherpara­
graf im Wirtschaftsstrafgesetz wie­
der handhabbar gemacht. So wird 
sichergestellt, dass keine Miete um 
mehr als 20 Prozent über der Refe­
renzmiete liegt. Dies soll in Orten 
mit ausgeglichenem Wohnungs­
markt gelten.
In Städten mit angespanntem Woh­
nungsmarkt soll darüber hinaus auf 
Basis der Referenzmiete die Miet­
preisbremse ohne die noch gelten­
den zahlreichen Ausnahmen ange­
wandt werden. Damit liegt bei einer 
Wiedervermietung der Preis höchs­
tens zehn Prozent über der Refe­
renzmiete. Hier bekommen die Ge­
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meinden auch die Möglichkeit, Miet­
erhöhungen auf die Inflationsrate 
zu begrenzen.
In Wohnungsnotgebieten soll es 
möglich sein, die Mieten für  einen 
bestimmten Zeitraum, etwa für fünf 
Jahre, einzufrieren. Die Wiederver­
mietungsmiete darf die Referenz­
miete nicht übersteigen. Die Ge­
meinden können eine „leistbare Mie­
te“ bestimmen, die 30 Prozent des 
mittleren monatlichen Netto­Haus­
haltseinkommens nicht übersteigen 
soll. Keine Miete darf diese „leistba­
re Miete“ um mehr als 20 Prozent 
überschreiten, höhere Mieten sind 
abzusenken. Ausnahmen gelten aus­
schließlich für Neubauten.
Von einer Wohnungsnotlage geht 
die Studie aus, wenn es in der Stadt 
überdurchschnittliche Mietsteige­
rungen in den letzten fünf Jahren 
gegeben hat, die Lücke zwischen 
Bestands­ und Angebotsmieten 
überdurchschnittlich groß ist und 
im Mittel die Mietkostenbelastung 
über 30 Prozent liegt. Dazu zählt 
die Studie elf Städte, darunter die 
sechs größten Metropolen Berlin, 
Hamburg, München, Köln, Frank­
furt am Main und Stuttgart sowie 
einige Universitätsstädte.
In den Städten mit Wohnungsnot 
würde der Mietendeckel jedem vier­
ten Haushalt zu einer leistbaren Mie­
te verhelfen. Um die gleiche Entlas­
tung mit Mietzuschüssen wie dem 
Wohngeld zu erreichen, müsste der 
Staat fünf Milliarden Eu ro pro Jahr 
aufwenden. Es rechnet sich also 
auch für den öffentlichen Haushalt.
Der Berliner Mieterverein (BMV) 
hält das Modell für einen „innovati­
ven Ansatz“, so der stellvertretende 
Geschäftsführer Sebastian Bartels. 
„Die Klippen der Landeskompetenz 
werden klug umschifft, indem die 
zentralen Regelungen im Bürgerli­
chen Gesetzbuch sehr genau veran­
kert werden und die Länder  diese 
umsetzen dürfen.“ Etwas kritisch 
sieht der BMV aber das Festhalten 
an dem teilweise für Mieter anwen­
derunfreundlichen System der orts­
üblichen Vergleichsmiete. Auch sei 
noch nicht ganz klar, wie in der Pra­
xis die Einkommenssituation abge­
bildet werden kann.
Jens Sethmann
            

berlin: länder sollen selbst deckeln

Der Berliner Senat möchte über den Bundesrat den Mieten­
deckel wiederbeleben. Mit seiner Initiative will er aber kei­
nen bundesweiten Mietendeckel einführen, sondern eine 
Länderöffnungsklausel erreichen, die es den Bundesländern 
erlaubt, in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt 
Mietpreisbegrenzungen zu erlassen, die über das Bundes­
recht des Bürgerlichen Gesetzbuchs hinausgehen. Dies gin­
ge zwar schneller als die Gesetzgebung eines bundeswei­
ten Mietendeckels, hätte aber den Nachteil, dass viele Städte 
davon ausgeschlossen blieben, wenn ihre Landesregierun­
gen aus politischen Gründen keine Mietenbeschränkungen 
zulassen möchten.  js
MieterMagazin 11/2021
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die innenstadtquartiere werden 

von massenhaften eigen-

bedarfskündigungen bedroht

„sperrfrist auf 20 

Jahre verlängern“:  

ex-bundestags-

abgeordneter 

Klaus Mindrup
Mieter in eigentuMswoHnungen

Kündigungswelle rollt auf berlin zu
in berlin sind in den letzten zehn Jahren 124 421 Mietwohnungen in ein-
zeleigentum umgewandelt worden – im Jahr 2020 allein über 19 000. 
wurde die wohnung während des laufenden Mietverhältnisses umge-
wandelt, sind Mieterinnen und Mieter in berlin zehn Jahre vor eigenbedarfs-
kündigungen geschützt. das heißt aber auch, dass jetzt eine welle von ei-
genbedarfskündigungen anrollt. Höchste zeit, diese welle zu brechen.
Die Umwandlung von Miet­ in Ei­
gentumswohnungen ist ein  starker 
Beschleuniger der Verdrängung. Zwar 
ist in Berlin seit dem 7. Oktober 2021 
die Umwandlung nahezu ausgeschlos­
sen (hierzu unsere Infobox: „Umwand ­
lungsbremse seit August“). Doch in 
den zuvor umgewandelten Wohnun ­
gen sitzen viele Mieter auf einer Zeit­
bombe: Denn nach Ablauf der zehn­
jährigen Sperrfrist droht eine Eigen­
bedarfskündigung des Wohnungsei­
gentümers.
2021
Der bisherige Pankower SPD­Bun­
destagsabgeordnete Klaus Mindrup 
schätzt, dass ab jetzt in jedem Jahr 
bei 10 000 Berliner Wohnungen die 
Kündigungssperrfrist ausläuft. „Hier 
droht eine soziale Katastrophe in 
den vor allem betroffenen Innen­
stadtkiezen“, befürchtet Mindrup.  
Der Schutz vor Kündigungen wegen 
Eigenbedarfs oder wegen Hinderung 
angemessener wirtschaftlicher Ver­
wertung gilt für die Mieterinnen und 
Mieter, die schon vor dem Zeitpunkt 
der Umwandlung ihrer Wohnung dort 
lebten. Die zehnjährige Sperrfrist be­
ginnt zu laufen, wenn der erste Erwer­
ber nach der Umwandlung als Eigen­
tümer ins Grundbuch eingetragen ist. 
In Milieuschutzgebieten gilt, dass 
seit 2015 umgewandelte Wohnun­
gen zunächst sieben Jahre lang nur 
den Mietern zum Kauf angebo ten 
werden dürfen. Erst danach ist der 
Verkauf an jemand anderes erlaubt. 
In diesem Fall beginnt dann eine 
fünfjährige Kündigungssperrfrist. 
Der Schutz summiert sich also im 
Milieuschutz auf zwölf Jahre.
Der wirtschaftliche Anreiz, Mieter 
loszuwerden, ist enorm hoch.  Eine 
„mietfreie“ Wohnung lässt sich er­
heblich teurer weiterverkaufen oder 
zu einem viel höheren Preis neu ver­
mieten. Um dieses Ziel zu erreichen, 
ist die Anmeldung von  Eigenbedarf 
ein einfacher Weg. Die Recht spre­
chung der letzten Jah re hat im mer 
absurdere Gründe für den Ei gen be  ­
darf zugelassen, Mie ter können sich 
praktisch kaum da gegen wehren. 
„Deswegen ist eine Reform des 
Rechts der Eigenbedarfskündigun­
gen dringend erforderlich“, schreibt 
Klaus Mindrup in einem Diskussions­
papier. Er fordert unter anderem, dass 
die Kündigungssperrfrist von 10 auf 
20 Jahre verlängert wird,  Eigenbedarf 

eigenbedarfsgründe 
enger fassen

nur für enge Familienangehörige zum 
dauerhaften Wohnen ausgesprochen 
werden kann und ein Eigenbedarfs­
register angelegt wird, um zu verhin­
dern, dass ein Eigentümer aus speku­
lativen Gründen oder mehrfach kün­
digt. Alte, Kranke oder Familien mit 
Kindern müssten als Härtefälle ge­
schützt werden. Im Falle einer recht­
mäßigen Kündigung müsste der Eigen­
tümer die Umzugskosten der  Mieter 
tragen. Auch der Berliner Mieter­
verein (BMV) verlangt, den Eigen­
bedarf erheblich einzuschränken. So 
soll er ausgeschlossen sein, wenn je­
mand vermieteten Wohnraum er­
wirbt, wenn die Mieter über 70 Jah­
re alt sind oder schon zehn Jahre in 
der Wohnung leben. Vorgetäuschter 
Eigenbedarf müsse stärker sanktio­
niert werden, fordert der BMV. 
Jens Sethmann
            

umwandlungsbremse seit August

Nach dem Erlass des Baulandmobilisierungsgesetzes und ei­
ner entsprechenden Verordnung des Landes Berlin gilt seit 
dem 7. Oktober 2021 in ganz Berlin eine „Umwandlungs­
bremse“. Die Umwandlung von Miet­ in Eigentumswohnun­
gen wird nur noch in Ausnahmefällen genehmigt, unter an­
derem wenn ein Haus an Erben aufgeteilt werden soll oder 
zwei Drittel der Wohnungen an die Mieter verkauft  werden. 
Diese Regelungen gelten allerdings nur bis Ende 2025 – 
aber auch in den Milieuschutzgebieten. Ausgenommen 
sind Häuser mit bis zu fünf Wohnungen. Häuser, die bereits 
grundbuchlich in Einzeleigentum aufgeteilt sind, betrifft die­
se neue Regelung jedoch nicht. 
js
L BMV-Info 26: 
„Umwandlung von 
Miet- in Eigentums-
wohnungen“:

www.berliner-
mieterverein.de/
?s=info+26
&submit=suchen

BMV-Info 193: Die 
„Umwandlungs-

bremse“ – 20 Fragen 

und Antworten:

www.berliner-
mieterverein.de/
?s=info+193
&cat=0m
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Hintergrund

Die Herausforde-

rung ist, aus dem 

Nebeneinander 

ein Miteinander zu 

machen: QM-Gebiet 

Harzer Straße
Neue QM-Gebiete

investitionen in soziale Strukturen 
Ob Großsiedlungen am Stadtrand, Wohngebiete an Verkehrsstraßen oder 
Szenekieze der innenstadt: Soziale Parameter entscheiden darüber, ob 
ein Viertel zum Quartiersmanagementgebiet erklärt wird. Mit den be-
reitstehenden Mitteln sollen Nachbarschaften gestärkt und das Lebens-
umfeld der bewohnerinnen und bewohner verbessert werden – natürlich 
nachhaltig, denn die Förderung ist keine Dauerlösung. 
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Prima­Klima­Schule, Spiellandschaf­
ten, eine Promenade als Begegnungs­
raum – bisher sind es noch Visionen, 
die aus dem Quartiermanagement­
büro an der Alten Hellersdorfer Stra­
ße kommen. Rund 12 600 Menschen 
 

Fo
leben in dem großen Wohngebiet, 
das von der vielbefahrenen lauten 
Verkehrsachse zerschnitten wird. 40 
Prozent der Bewohnerinnen und 
Bewohner sind erst innerhalb der 
letzten fünf Jahre hierher an den 
östlichen Stadtrand gezogen. Und 
die große Wohnsiedlung, im Kern 
errichtet in den späten 1980er Jah­
ren, wächst weiter: „Hier werden 
die meisten Wohnungen von Ber­
lin gebaut“, erklärte die ehemalige 
langjährige Bezirksbürgermeisterin 
Dagmar Pohle (Linke) auf einem 
Kiezspaziergang im August. Zugleich 
wies sie auf die gewaltigen  Defizite 
hin, mit denen das Quartier zu kämp­
fen hat: mit dem Raummangel und 
dem tristen Pausenhof der einzigen 

Soziale Kriterien  bestimmen 
die Auswahl der QM-Gebiete 
seit 20 Jahren

sanierungsbedürftigen  Grundschule 
beispielsweise, mit einer bisher we­
nig zum Verweilen einladenden Pro­
menade links und rechts der Alten 
Hellersdorfer Straße und der unat­
traktiven „Mitte“ des Quartiers, die 
nur funktional ist und dominiert wird 
von einem Imbiss, einem Parkplatz 
und zwei Supermärkten. 
Mittel aus dem Städtebauförderungs­
programm „Sozialer Zusammenhalt“ 
sollen das ändern. Die Alte Hellers­
dorfer Straße gehört zu den acht 
neuen Berliner Quartiersmanage­
mentgebieten, die in diesem Jahr 
in der Stadt festgelegt wurden. Bei 
deren Auswahl geht es seit über 20 
Jahren vor allem um soziale Kriterien 
– Arbeitslosigkeit und Transferleis­
tungsbezug bei Erwachsenen und 
Kinderarmut zum Beispiel. 
„Daneben schauen wir uns aber auch
die Infrastruktur der Gebiete  genau 
an“, sagt Alexandra Kast vom Fach­
bereich Quartiermanagement (QM) 
in der Senatsverwaltung für Stadt­
entwicklung und Wohnen.  Worauf 
lässt sich aufbauen? Verfügt das 
Ge biet über Grünflächen und Spiel­
plätze? Wie sieht die Gewerbestruk­
tur aus? Welche Mängel sind sicht­
bar? Und nicht zuletzt: Wie lässt 
sich das ausgewählte Quartier be­
grenzen, ohne dass gewachsene 
Le bensräume und Nachbarschaf­
ten zerschnitten werden?
            L    

Gelder für das QM-Gebiet: Wer entscheidet worüber?

Für ein QM­Gebiet arbeitet ein dreiköpfiges Team in einem 
Vor­Ort­Büro. Die Mittel werden über drei Fonds an das je­
weilige Quartier ausgereicht: 
L Aktionsfonds für kleinteilige ehrenamtliche Projekte der 
Bewohnerschaft (maximal 1500 Euro pro Projekt). Die Ent­
scheidung, welche Projekte realisiert werden, trifft ein eh­
renamtliches Anwohnergremium („Aktionsfonds­Jury“).
L Projektfonds für sozio­integrative  Projekte. Abhängig 
von der Größe des Gebietes liegt er bei circa 200 000 bis 
320 000 Euro pro Jahr. Ein gewählter Quartiersrat (hälftig 
aus Anwohnern und Institutionenvertretern zusammenge­
setzt) entscheidet über die Vergabe.
L Mittel für baumaßnahmen haben keine Deckelung, die 
Bezirke schlagen Maßnahmen auf Basis sogenannter inte grier­
ter Handlungs­ und Entwicklungskonzepte vor – in Abstim­
mung mit dem QM­Team und dem Quartiersrat.  rm 
MieterMagazin 11/2021
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F QM-Gebiet  

Germaniagarten: 

Das dörfliche idyll 

täuscht über die 

sozialen Probleme 

hinweg  

Das Quartiers-

management an der 

Alten Hellersdorfer 

Straße will die 

Mitte des Viertels 

attraktiver machen
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Die Größe eines QM­Kiezes und 
die Anzahl seiner Bewohnerinnen 
und Bewohner sind unterschiedlich. 
So zählt das neue QM­Gebiet Ger­
maniagarten im Bezirk Tempelhof­
Schöneberg, in dem gerade einmal 
rund 3600 Menschen leben, zu den 
kleinsten QM­Quartieren. Einge­
grenzt von der Ringbahn auf der ei­
nen und der A100 auf der anderen 
Seite stehen hier Wohngebäude, 
die vor über sieben Jahrzehnten 
 errichtet wurden. Die größte Wohn­
anlage ist die  denkmalgeschützte 
Bärensiedlung mit weiten, grünen 
Innenhöfen und einem besonderen 
Baumbestand, auf den die Anwoh­
ner stolz sind. Ein wenig wie auf ei­
ner Insel und fast dörflich liege das 
Quartier Germaniagarten, sagt Seira 
Kerber, Mitarbeiterin im QM­Büro: 

Nachbarschaftsprojekte 
für den sozialen 
Zusammenhalt

„Aber der erste Blick sollte nicht da­
rüber hinwegtäuschen, dass der Kiez 
Unterstützung braucht.“ Im Quartier 
leben viele Langzeitarbeitslose und 
Transferhilfeempfänger, 58 Prozent 
der Heranwachsenden unter 15 Jah­
ren sind von Kinderarmut betroffen – 
etwa doppelt so viele wie im Berliner 
Durchschnitt. 57 Prozent der Men­
schen haben einen Migrationshin­
tergrund. Die Menschen leben gern 
und seit Langem hier und sie wollen 
die Möglichkeiten, die sich nun aus 
dem Quartiersmanagement ergeben, 
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auch nutzen. Vorschläge für die Ver­
wendung von Geldern eines zur Ver ­
fügung stehenden Aktionsfonds wa ­
ren beispielsweise Gartenbauprojek­
te wie Pflanzaktionen, Baumpflege, 
eine Hütte für Gartengeräte – und 
auch die Beseitigung vermüllter 
Ecken. Es sind solche nachbarschaft­
lichen Projekte, die den sozialen Zu­
sammenhalt in QM­Gebieten för­
dern, erklärt Alexandra Kast aus der 
Senatsverwaltung.
Rund eine halbe Milliarde Euro ist 
seit 1999 in 50 ausgewählte Quar­
tiere geflossen. Während dieser Zeit 
hat sich die soziale Karte Berlins deut­
lich verändert. Gehörten 1999 etwa 
der Boxhagener Platz in Friedrichs­
hain, der Falkplatz und der Helm­
holtzplatz in Prenzlauer Berg zu den 
ersten QM­Gebieten, weil gerade 
nach dem Mauerfall in den herun­
tergekommenen Ost­Quartieren ei­
ne hohe Fluktuation einsetzte, sind 
es heute oft Großwohnsiedlungen 
am Stadtrand oder Altbauquartiere 
entlang des S­Bahnringes.  Alexandra 
Kast: „Aber immer stehen funktio­
nierende Nachbarschaften und das 
Lebensumfeld von sozial schwachen 
Familien im Mittelpunkt.“ Denn wo 
Kinder nicht in den Urlaub fahren 
können, kaum in den Tierpark, ins 
Kino oder Theater kommen, dort 
muss es fantasievolle Spielplätze, 
 eine gepflegte Umgebung und aus­
reichend Grünflächen geben. Dafür 
werden von den QM­Büros auch 
schon bestehende Netzwerke ge­
nutzt. 
Ein Beispiel: das Quartier Harzer 
Straße an der Grenze zu Treptow. 
Auf 110 Hektar und mit knapp 
22 000 Bewohnerinnen und Bewoh­
nern befindet sich hier eines der 
größten QM­Gebiete Berlins. Ent­
lang des Neuköllner Schifffahrts­
kanals liege Gegensätzliches sehr 
dicht beieinander, erklärt die dortige 
QM­Mitarbeiterin Mine Henki: ei­
ne bunte Szene mit Kneipen, Cafés, 
Partylocations neben dichter Wohn­
bebauung, Gewerbebetrieben und 
Kleingartenanlagen. Ein Nebenein­
ander von ganz unterschiedlichen 
Anwohnerinnen und Anwohnern: 
Menschen, die beispielsweise aus 
Bulgarien und Rumänien gekommen 
sind und in Berlin auf Arbeit hoffen, 
Studenten aus ganz Europa, junge 
Familien mit hohen Bildungsansprü­
chen, die in Neukölln nach bezahl­
barem Wohnraum gesucht haben. 
Aus einer solch bunten Mischung im 
besten Fall ein Miteinander zu ma­
chen, ist eine der großen Herausfor­
derungen der QM­Arbeit. 
Rosemarie Mieder
25



26

Hintergrund

Münchner Sozialer 

Wohnungsbau, 

 oberbürgermeister 

dieter reiter (links): 

„... wollen Stadt 

mit bezahlbarem 

Wohnraum bleiben“
„Sozialgerechte Bodennutzung“

München nimmt Bauherren  
noch mehr in die Pflicht
die Stadt München hat ihr Modell „Sozialgerechte Bodennutzung“ ver-
schärft und verlangt nun von Wohnungsbau-investoren, dass sie unter 
anderem 60 Prozent des Wohnraums in Form von Sozialwohnungen er-
richten. das Modell gibt es im Kern schon seit über 25 Jahren und nimmt 
grundstücksbesitzer seither bei der Baulandentwicklung energisch in die 
Pflicht.
Die bayerische  Landeshauptstadt 
München – geplagt von den deutsch-
landweit höchsten Mieten – will „wei-
terhin eine Stadt im sozialen Gleich-
gewicht mit bezahlbarem Wohnraum 
bleiben“, so Oberbürgermeister Die-
ter Reiter (SPD). Angesichts einer 
durchschnittlichen Nettokaltmiete 
von 12,05 Euro pro Quadratmeter 
im aktuellen Mietspiegel und 19,60 
Euro bei Wiedervermietungen mag 
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das wie ein frommer Wunsch klin-
gen. Doch die Stadt zieht alle Regis-
ter, die ihr als Kommune zur Verfü-
gung stehen. 
Mit ihrem Modell  „Sozialgerechte 
Bodennutzung“ (SoBoN) war Mün-
chen im Jahr 1994 Vorreiter. Als ers-
te Kommune nutzte sie die Möglich-
keit, Grundeigentümer mit städte-
baulichen Verträgen an den  Kosten 
der Baulandentwicklung zu beteili-
gen. Wenn die Stadt eine  Freifläche 
zu Bauland erklärt, haben die Eigen-
tü mer einen riesigen Gewinn, denn 
Wohnbauland hat selbstverständlich 
einen viel höheren Wert als Acker-
fläche. Weil die Stadt durch das Auf-
stellen eines Bebauungsplanes die-
sen Wertzuwachs erst  geschaffen 
hat, darf sie ihn auch in einem be-
stimmten Maße abschöpfen. Mit 
SoBoN hat München dafür  feste 
Re geln aufgestellt: Die Eigentümer 
übernehmen die Kosten für die 
Schaffung der notwendigen Infra-
struktur wie Straßen, Anschlüsse, 
Grünanlagen, Kita- und Grundschul-
plätze und treten die dafür benötig-
ten Flächen kostenlos ab. Zudem 
verpflichten sie sich, einen bestimm-
ten Teil der neuen Wohnungen mit 
Mietpreisbindungen zu versehen. 
Darüber schließen sie mit der Stadt 
einen städtebaulichen Vertrag. 30 
Prozent des Wertzuwachses können 
Grundstückseigentümer in München 
behalten.
In diesem Jahr wurden die SoBoN-
Regelungen noch einmal verschärft. 
Das Grundmodell sieht vor, dass 
vom neu geschaffenen Wohnbau-
recht 60 Prozent im geförderten und 
preisgebundenen Segment entste-
hen müssen. Dazu kommen 20 Pro-
zent freifinanzierter Mietwohnungs-
bau und nur noch 20 Prozent frei-
finanzierte Eigentumswohnungen. 
Die Bindungsdauer wurde auf 40 
Jahre verlängert. Die Bauträger müs-
sen sich außerdem mit 175 Euro pro 
Quadratmeter Geschossfläche an 
den Kosten der sozialen Infrastruk-
tur beteiligen. 

inspiration 
für andere Städte

„Mit der neuen SoBoN machen wir 
einen weiteren wichtigen Schritt hin 
zu mehr bezahlbaren Wohnungen 
für München“, freut sich Oberbür-
germeister Reiter. Stadtbaurätin 
 Elisabeth Merk sagt: „Unser neues 
SoBoN-Modell kann andere Städte 
inspirieren, kooperative Baulandpla-
nung neu und flexibler zu denken.“
SoBoN war bisher schon „ein Erfolgs-
modell im Wohnungsbau“: Von 1994 
bis Ende 2020 hat München 176 Be-
bauungspläne mit insgesamt 1512 
Hektar Fläche aufgestellt. 59 130 
Wohnungen wurden so geschaffen, 
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davon 16 060 mietpreis- und bele-
gungsgebundene Sozialwohnungen. 
Neben den Verkehrs- und Grünflä-
chen sind auf Kosten der Investoren 
13 200 Kitaplätze sowie 5500 Grund-
schul- und Hortplätze entstanden.
Jens Sethmann 
            

Berlin: 20 Jahre zurück und nur halb so ambitioniert

Was in München „Sozialgerechte Bodennutzung“ heißt, 
wird in der Hauptstadt „Berliner Modell der kooperativen 
Baulandentwicklung“ genannt. Das 2014 eingeführte und 
2018 überarbeitete Berliner Modell verlangt den Investoren 
aber bei Weitem nicht so viel ab wie die Münchner SoBoN. 
Hier müssen sie „zur Sicherung einer sozial stabilen Bewoh-
nerstruktur“ nur 30 Prozent der Wohnfläche als mietpreis- 
und belegungsgebundene Sozialwohnungen errichten. Zur 
Erfüllung der Sozialwohnungsauflage geben die meisten Bau-
träger einen Grundstücksteil an eine landeseigene Wohnungs-
baugesellschaft ab. Nach diesem Modell wurde bis Mai 2021 
insgesamt mit 65 Verträgen der Bau von 31 433  Wohnungen 
geregelt. Davon sind 7410 mietpreis- und belegungsgebun-
den. Geregelt wurde zudem die Finanzierung von 2480 
Grundschulplätzen und 2580 Kitaplätzen.  js 
Berliner Modell 
der kooperativen 
Baulandentwicklung:

www.stadtent-
wicklung.berlin.de/
wohnen/wohnungs
bau/de/vertraege/

L Sozialgerechte 
Bodennutzung 
München:

www.muenchen.de/
rathaus/Stadtverwal
tung/referat-fuer-
Stadtplanung-und-
Bauordnung/Stadt-
und-Bebauungspla
nung/SoBon.html
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Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.
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Unternehmereigenschaft
1. Erfordert die Vermietung oder Verpachtung keinen
planmäßigen Geschäftsbetrieb und handelt es sich des
halb um eine private und nicht um eine berufsmäßig
betriebene Vermögensverwaltung, verliert der Vermiete
oder Verpächter, der einen Darlehensvertrag schließt
seine Eigenschaft als Verbraucher im Sinne des Ver-
braucherdarlehensrechts nicht dadurch, dass er für 
die Umsätze aus Vermietung oder Verpachtung nach 
§ 2 Abs. 1, § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchstabe a, § 9 Abs. 1 
UStG zur Umsatzsteuer optiert.
2. Eine langfristige Vermietung an lediglich vier Par-
teien erfordert im Allgemeinen keinen planmäßigen 
Geschäftsbetrieb, so dass der Vermieter als Verbrau-
cher anzusehen ist.
BGH vom 3.3.2020 – XI ZR 461/18 – 

 Langfassung im Internet

Es ging um die Frage, wann ein Privatvermieter Unter-
nehmer ist. Die Abgrenzung zwischen Unternehmer 
und Verbraucher ist unter anderem maßgeblich für die
Anwendbarkeit des Verbraucherwiderrufsrechts nach
§ 312 ff. BGB sowie für die Geltung des § 310 BGB bei 
der Beurteilung von Formularklauseln.
Nach § 13 BGB ist Verbraucher jede natürliche Person, 
die ein Rechtsgeschäft zu einem Zwecke abschließt, der
weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbstständigen be
ruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann. Nach der
Rechtsprechung des BGH ist die Verwaltung eigenen 
Vermögens grundsätzlich keine gewerbliche Tätigkeit.
Zur Verwaltung eigenen Vermögens gehöre generell 
auch der Erwerb oder die Verwaltung einer Immobilie. 
Die Aufnahme von Fremdmitteln könne insbesondere
beim Immobilienerwerb der ordnungsgemäßen Verwal-
tung zugeordnet werden und lässt daher nicht zwangs-
läufig auf ein Gewerbe schließen. Das ausschlaggeben-
de Kriterium für die Abgrenzung der privaten von einer 
berufsmäßig betriebenen Vermögensverwaltung sei 
vielmehr der Umfang der mit ihr verbundenen Geschäf-
te. Erforderten diese einen planmäßigen Geschäftsbe-
trieb, wie etwa die Unterhaltung eines Büros oder einer
Organisation, so liege eine gewerbliche Betätigung vor 
(BGH vom 23.10. 2001 – XI ZR 63/01 –).
Die Höhe der verwalteten Werte sei dabei nicht maß-
geblich. Handele es sich um die Vermietung oder Ver-
2021
pachtung von Immobilien, so sei dementsprechend nicht 
deren Größe entscheidend, sondern Umfang, Komple-
xität und Anzahl der damit verbundenen Vorgänge. Ein 
ausgedehntes oder sehr wertvolles Objekt an eine gerin-
ge Anzahl von Personen zu vermieten, halte sich daher 
grundsätzlich im Rahmen der privaten Vermögensverwal-
tung. Dagegen spreche die Ausrichtung auf eine Vielzahl 
gleichartiger Geschäfte für ein professionelles Vorgehen. 
Ob der mit der Vermögensverwaltung verbundene orga-
nisatorische und zeitliche Aufwand danach insgesamt 
das Bild eines planmäßigen Geschäftsbetriebs vermitte-
le, bleibe eine im Einzelfall zu beurteilende Frage.
In dem am 3.3.2020 vom BGH entschiedenen Fall habe 
der Vermieter keine gewerbliche Verwaltung eigenen 
Vermögens vorgenommen. Das Berufungsgericht  habe 
zu Recht entscheidend auf den Umfang der mit der Im-
mobilienverwaltung verbundenen Tätigkeiten abgestellt 
und dabei die geringe Zahl (nämlich nur vier) und un-
bestimmte Dauer der langfristig angelegten Mietver-
hältnisse sowie den geringen Aufwand bei deren Ver-
waltung berücksichtigt. Seine Würdigung, dass diese 
Tätigkeiten insgesamt nicht das Bild eines planmäßigen 
Geschäftsbetriebs vermittelten, sei aus Rechtsgründen 
nicht zu beanstanden.
Auch die Option zur Umsatzsteuer für aus der Vermie-
tung und Verpachtung eines Grundstücks erzielte Um-
sätze lasse weder unwiderleglich noch widerleglich ver-
muten noch begründe sie ein Indiz dafür, der Vermieter 
oder Verpächter sei Unternehmer im Sinne des Bürger-
lichen Gesetzbuchs. Denn wer umsatzsteuerrechtlich 
„Unternehmer“ sei, bestimme § 2 UStG. Der „Unter-
nehmer“ im Sinne des § 2 UStG sei als zentraler Rechts-
begriff des Umsatzsteuerrechts autonom ohne Rückgriff 
auf andere Definitionen in anderen Rechtsvorschriften 
– etwa in § 14 BGB – auszulegen. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs umfasse der Begriff auch 
die private Vermögensverwaltung durch die Vermietung 
und Verpachtung von Grundstücken.
Die §§ 13 und 14 BGB stünden dagegen in einem anderen 
Regelungszusammenhang. Sie würden sich mit der Frage 
befassen, unter welchen Voraussetzungen bei dem Ab-
schluss privatrechtlicher Rechtsgeschäfte eine besondere 
Schutzbedürftigkeit einer der an diesem Rechtsgeschäft 
beteiligten Parteien im Verhältnis zur anderen Partei be-
stehe. Für die bürgerlich-rechtlich maßgebliche Abgren-
zung von Verbraucher und Unternehmer sei höchstrich-
terlich seit Langem anerkannt, dass die Vermietung und 
Verpachtung von Grundstücken, soweit sie allein der 
pri vaten Vermögensverwaltung diene, die Qualifikation 
des Vermieters oder Verpächters als Verbraucher nicht 
hindere (BGH vom 23.10. 2001 – XI ZR 63/01 –). 

Mieterhöhung bei Teilinklusivmiete
Der Herausrechnung der in der Grundmiete etwa ent-
haltenen Betriebskosten bedarf es nicht, wenn auch 
die begehrte erhöhte (Teilinklusiv-)Miete die (anhand 
reiner Nettomieten) ermittelte ortsübliche Vergleichs-
miete nicht übersteigt. Einer Herausrechnung des etwa 
27

https://www.berliner-mieterverein.de/recht/bgh/unternehmereigenschaft.htm
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in der Grundmiete enthaltenen Betriebskostenanteils be-
darf es vielmehr nur dann, wenn eine begehrte erhöhte 
Teilinklusivmiete höher liegt als die in dem Mieterhö-
hungsschreiben genannte, auf reinen Nettomieten ba-
sierende ortsübliche Vergleichsmiete. 
BGH vom 16.12.2020 – VIII ZR 108/20 –

 Langfassung im Internet

Der BGH bestätigt hier seine bisherige Rechtsprechung 
(vgl. BGH vom 10.10.2007 – VIII ZR 331/06 –).
Die ortsübliche Vergleichsmiete war im zu entscheiden-
den Fall in dem Mieterhöhungsbegehren anhand des 
Mietspiegels mit 8,42 Euro je Quadratmeter, die begehr-
te erhöhte Grundmiete mit 5,56 Euro je Quadratmeter 
angegeben. Zwischen den Parteien stand nicht in Streit, 
dass die begehrte erhöhte Grundmiete die ortsübliche 
Vergleichsmiete nicht übersteigt. 
Das Amtsgericht hatte die auf Zustimmung zu der be-
gehrten Mieterhöhung gerichtete Klage abgewiesen. 
Auf die Berufung der Vermieterin hat das Landgericht 
das erstinstanzliche Urteil abgeändert und der Klage 
stattgegeben. Mit der vom Berufungsgericht zugelasse-
nen Revision erstrebt der Mieter die Wiederherstellung 
des erstinstanzlichen Urteils.
Diesem Ansinnen folgte der BGH nicht, da die Mieter-
höhung formal und materiell wirksam gewesen sei.
Für ein formal wirksames Mieterhöhungsverlangen sei 
es erforderlich, dass der Mieter dem Mieterhöhungsver-
langen die begehrte erhöhte Miete betragsmäßig ent-
nehmen könne und dass die Mieterhöhung durch nähe-
re Hinweise nach § 558 a Abs. 2 BGB auf die ortsüb li-
che Vergleichsmiete – etwa durch Bezugnahme auf ei -
nen Mietspiegel – begründet werde.
Diesen Anforderungen werde das Mieterhöhungsschrei-
ben der Vermieterin gerecht, indem es ausführe, dass 
sich die Grundmiete – bei unveränderten Vorauszahlun-
gen für Heizung und Betriebskosten – von bisher 408,56 
Euro ab dem 1. November 2018 auf 427,92 Euro erhö-
hen soll. Des Weiteren enthalte das Mieterhöhungsbe-
gehren unter Bezugnahme auf den örtlichen Mietspiegel 
nähere Ausführungen zur ortsüblichen Vergleichsmiete 
der streitigen Wohnung, die mit 8,42 Euro je Quadrat-
meter beziffert werde.
Angaben dazu, ob in der Grundmiete einzelne nicht ge-
 sondert umlegbare Betriebskosten enthalten waren, be-
durfte es ebenso wenig wie einer Herausrechnung sol -
cher Kosten. Einer Herausrechnung des etwa in der Grund -
miete enthaltenen Betriebskostenanteils bedarf es viel-
mehr nur dann, wenn eine begehrte erhöhte Teilinklusiv -
miete höher liegt als die in dem Mieterhöhungsschreiben 
genannte, auf reinen Nettomieten basierende ortsübli-
che Vergleichsmiete.
In einem solchen Fall könne der Mieter nämlich die Be-
rechtigung des Mieterhöhungsbegehrens insoweit nicht 
überprüfen, als es die genannte ortsübliche Vergleichs-
miete übersteige. Deshalb ist es in derartigen Fällen er-
forderlich, dass der Vermieter in seinem Mieterhöhungs-
schreiben Angaben zur Höhe der in der Miete enthalte-
nen Betriebskosten mache. Vorliegend sei ein derartiges 
Rechenwerk indes nicht erforderlich gewesen, weil die 
begehrte erhöhte Miete von 5,56 Euro je Quadratmeter 
weit unter der ortsüblichen Vergleichsmiete von 8,42 Eu-
ro je Quadratmeter lag.

Ortsübliche Vergleichsmiete 
Maßgebend für die Ermittlung der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete ist der Zeitpunkt, zu dem das Erhöhungs-
verlangen dem Mieter zugeht und nicht der – hier vom 
Berufungsgericht zugrunde gelegte – Zeitpunkt, ab dem 
der Mieter die erhöhte Miete gegebenenfalls schul det. 
Die nach § 558 Abs. 2 BGB aF maßgebliche Vierjahres-
frist erstreckt sich demnach vom Zugang des Erhöhungs-
verlangens an vier Jahre zurück. 
BGH vom 28.4.2021 – VIII ZR 22/20 –
BGH vom 26.5.2021 – VIII ZR 93/20 – 

 Langfassung im Internet

Mit Schreiben vom 20.7.2017 forderte die Vermieterin 
die Mieter auf, zum 1.10.2017 einer Erhöhung der Net-
tokaltmiete auf 8,10 Euro pro Quadratmeter zuzustim-
men. Dies taten die Mieter nicht. Im Zustimmungspro-
zess holte das Landgericht ein Mietwertgutachten ein, 
um die ortsübliche Vergleichsmiete für die Wohnung 
bestimmen zu lassen. Aufgrund dieses Gutachtens gab 
das Landgericht der Klage des Vermieters statt.
Das Gutachten wies eine ortsübliche Vergleichsmiete 
von 8,28 Euro pro Quadratmeter aus. Hierfür hatte der 
Sachverständige 14 Vergleichswohnungen betrachtet, 
in denen die Miete zwischen dem 1.10.2013 und dem 
1.10.2017 neu vereinbart worden war. 
Bei zwei der Wohnungen war die Miete im Jahr 2017 
neu vereinbart worden, wobei unklar blieb, ob dies vor 
oder nach Juli 2017 geschehen war. Ohne Berücksich-
tigung dieser beiden Wohnungen ergäbe sich aus dem 
Gutachten eine ortsübliche Vergleichsmiete von 8,06 
Euro pro Quadratmeter, die damit unter den verlangten 
8,10 Euro pro Quadratmeter läge.
Im Revisionsverfahren erkannte der BGH hierin einen 
Rechtsfehler in der landgerichtlichen Entscheidung. Er 
hob das Urteil des Landgerichts auf und verwies den 
Rechtsstreit dorthin zurück. 
Es ging um die Frage, wie der Vierjahreszeitraum des 
§ 558 Abs. 2 BGB zu berechnen ist. Nach § 558 Abs. 2 
BGB wird die ortsübliche Vergleichsmiete gebildet aus 
den Mieten vergleichbarer Wohnungen, die in den ver-
gangenen vier (ab 1.1.2020: sechs) Jahren vereinbart 
oder geändert worden sind.
Nach Ansicht des BGH hat das Berufungsgericht den 
für die Bildung der ortsüblichen Vergleichsmiete maß-
geblichen Stichtag rechtsfehlerhaft bestimmt, indem es 
insoweit auf den Zeitpunkt abgestellt habe, ab dem die 
Mieter die erhöhte Miete gegebenenfalls schuldeten 
(1.10.2017), anstatt auf denjenigen, an dem den Mie-
tern das Mieterhöhungsverlangen vom 20.7.2017 zuge-
gangen sei. 
Die nach § 558 Abs. 2 BGB maßgebliche Vierjahresfrist 
erstrecke sich demnach vom Zugang des Erhöhungsver-
MieterMagazin 11/2021

https://www.berliner-mieterverein.de/recht/bgh/mieterhoehung-bei-teilinklusivmiete.htm
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langens an vier Jahre zurück. Im Streitfall sei das Miet-
erhöhungsverlangen der Vermieterin vom 20.7.2017 un -
strei tig noch im Juli 2017 zugegangen und die Vierjah-
resfrist entsprechend zu bemessen. 
Dagegen habe der Sachverständige – und ihm folgend 
das Berufungsgericht – seiner Ermittlung der ortsüblichen 
Vergleichsmiete unter Anwendung des Vergleichswert-
verfahrens Mietentgelte für vergleichbaren Wohnraum 
zugrunde gelegt, die – entsprechend der Vorgabe des 
Berufungsgerichts – in dem Zeitraum vom 1.10.2013 bis 
1.10.2017 (neu) vereinbart oder geändert worden seien.
Problematisch seien diejenigen vom Sachverständigen 
berücksichtigten zwei Vergleichswohnungen, für die das 
Mietentgelt im Jahr 2017 (neu) vereinbart beziehungs-
weise geändert wurde, ohne dass sich dem Gutachten 
entnehmen ließe, zu welchem Zeitpunkt in diesem Jahr 
das genau der Fall gewesen sei. Hier ließe sich nicht aus-
schließen, dass die herangezogenen Mietentgelte in ei-
nem außerhalb des maßgeblichen Betrachtungszeitrah-
mens liegenden Zeitraum – namentlich zwischen dem 
Zugang des Erhöhungsverlangens im Juli 2017 bis zu 
dem vom Berufungsgericht fehlerhaft angenommenen 
Stichtag am 1.10.2017 – vereinbart beziehungsweise ge-
ändert wurden und der Entscheidungsfindung deshalb 
nicht hätten zugrunde gelegt werden dürfen. 
Ließe man die im Jahr 2017 vereinbarten beziehungs-
weise geänderten Mietentgelte in Höhe von 10,22 Euro 
pro Quadratmeter und 8,39 Euro pro Quadratmeter bei 
ansonsten gleichbleibender Berechnung des Vergleichs-
werts außer Betracht, ergäbe sich eine Bandbreite der 
ortsüblichen Vergleichsmiete von 6,19 bis 9,73 Euro pro 
Quadratmeter (anstelle von 6,19 bis 10,22 Euro pro Qua-
dratmeter) mit einem arithmetischen Mittelwert von 
7,89 Euro pro Quadratmeter (anstelle von 8,09 Euro pro 
Quadratmeter), und im Ergebnis sodann ein Vergleichs-
wert von 8,06 Euro pro Quadratmeter (anstelle von 
8,28 Euro pro Quadratmeter). Da dieser unterhalb der 
verlangten Miete (8,10 Euro pro Quadratmeter) liege, 
handele es sich hierbei um einen ergebnisrelevanten Ge-
sichtspunkt. 

Gutachten versus Mietspiegel 
Zur Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete durch 
Einholung eines Sachverständigengutachtens bei Vor-
liegen eines Mietspiegels. 
BGH vom 28.4.2021 – VIII ZR 22/20 –
BGH vom 26.5.2021 – VIII ZR 93/20 – 

 Langfassung im Internet

Die beiden Entscheidungen bestätigen das Urteil vom 
18. November 2020 (– VIII ZR 123/20 –). 
Hiernach sind die Gerichte grundsätzlich auch dann be-
rechtigt, zur Bestimmung der ortsüblichen Vergleichs-
miete ein von der beweisbelasteten Partei angebotenes 
Sachverständigengutachten einzuholen, wenn ein Miet-
spiegel vorliegt, der tabellarisch Mietspannen ausweist 
und zusätzlich eine Orientierungshilfe für die Spannen-
einordnung enthält. 
MieterMagazin 11/2021
Das gilt bei solchen Mietspiegeln nicht nur in den Fällen,
in denen zwischen den Parteien Streit über die Voraus-
setzungen für das Eingreifen beziehungsweise die Reich-
weite einer dem Mietspiegel gegebenenfalls zukommen-
den Vermutungs- oder Indizwirkung herrscht, sondern 
un abhängig davon in der Regel auch dann, wenn die 
ortsübliche Vergleichsmiete unstreitig innerhalb der für 
das einschlägige Mietspiegelfeld ausgewiesenen Spanne 
liegt und deshalb lediglich die Einordnung der konkreten 
Einzelvergleichsmiete in diese Spanne einer Klärung be-
darf.

Wohnflächenabweichung
Einer Vereinbarung der Mietvertragsparteien darüber, 
welche Flächen in die Berechnung der Wohnfläche ein-
zubeziehen sind, kommt Vorrang vor den Regelungen 
der Wohnflächenverordnung zu (hier: die Streichung de
hälftigen Anrechnung der Flächen von Balkon, Terrasse
und Loggia).
Es ist den Mietvertragsparteien unbenommen, im Rah-
men einer Wohnflächenvereinbarung auch die Anrech-
nung von Flächen vorzusehen, die etwa nach der II. Be -
 rechnungsverordnung oder der Wohnflächenverordnung 
nicht oder nicht vollständig zu berücksichtigen sind 
(hier: unterdurchschnittliche Belichtung im Kellerge-
schoss). Ein Mietmangel, der zur Mietminderung be-
rechtigen würde, entsteht hierdurch nicht.
Bei der Mieterhöhung nach § 558 BGB ist dagegen 
die nach objektiven Kriterien ermittelte tatsächliche 
Wohnfläche der streitigen Wohnung maßgeblich. Et-
waige abweichende Vereinbarungen der Parteien über 
die Wohnfläche beziehungsweise deren Berechnung 
sind insoweit gemäß § 558 Abs. 6 BGB unwirksam. 
Jede in einem Mietvertrag über die Wohnfläche enthal-
tene Angabe für das Mieterhöhungsverfahren nach 
§ 558 BGB ist ohne jede Bedeutung und insofern viel-
mehr allein die tatsächliche Wohnfläche maßgeblich.
BGH vom 22.6.2021 – VIII ZR 26/20 – 

 Langfassung im Internet

In § 1 des Mietvertrags hieß es, dass die Wohnung im 
„Erd- und Unter- und Zwischengeschoss“ vermietet 
werde, deren Größe „ca. 180 Quadratmeter“ betrage. 
Weiter war vereinbart, dass die Räume in allen drei Ge-
schossen „als Wohnräume“ vermietet seien. Darüber 
hinaus war im Mietvertrag der Zusatz über die hälftige 
Anrechnung von Balkon, Loggia und Terrasse gestrichen 
worden.
Die Mieter richteten die Räume im Kellergeschoss auch 
als Wohnräume her und nutzten sie in diesem Sinne.
Eine Jahre nach Mietvertragsbeginn erfolgte Wohnflä-
chenberechnung nach den Regeln der II. Berechnungs-
verordnung ergab jedoch eine Wohnfläche von nur 
144,50 Quadratmetern. Die Mieter wollten daraufhin 
die Miete wegen dieser erheblichen Wohnflächenabwei-
chung entsprechend mindern. Es kam zum Prozess.
Das Landgericht ging davon aus, dass die Grundflächen 
des Untergeschosses nach der Vereinbarung der Par-
29
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teien im Mietvertrag bei der Wohnfläche miteinzurechnen 
seien und verneinte ein Minderungsrecht. Es begründe 
keinen Sachmangel, dass die nach objektiven  Kriterien 
ermittelte tatsächliche Wohnungsgröße von 144,50 Qua-
dratmetern gegenüber der Angabe im Mietvertrag von 
circa 180 Quadratmetern erheblich abweiche. Denn die 
Parteien könnten vereinbaren, wie sie eine im Mietver-
trag angegebene Wohnfläche verstanden wissen woll -
ten. Insbesondere sei es ihnen unbenommen, nach dem 
Mietvertrag zu Wohnzwecken vermietete Flächen bei der 
Wohnflächenermittlung unabhängig davon einzurechnen,
ob sie bei einer Flächenberechnung nach den Bestimmun-
gen der Zweiten Berechnungsverordnung (insgesamt) als 
Wohnraum anzusetzen seien oder nicht. 
Der BGH folgte im Hinweisbeschluss vom 22.6.2021 im 
Ergebnis der Argumentation des Landgerichts.
Zwar sei die Angabe der Wohnfläche im Mietvertrag re-
gelmäßig nicht als unverbindliche Beschreibung,  sondern 
als Beschaffenheitsvereinbarung anzusehen, die bei ei ner 
Abweichung von mehr als 10 Prozent zu einem  Mangel der 
Mietsache führe. Dies gelte auch dann, wenn die An gabe 
der Wohnfläche im Mietvertrag wie hier mit dem Zusatz 
„circa“ versehen sei. Auch könnten für die Auslegung des 
Begriffs der Wohnfläche grundsätzlich auch beim freifinan-
zierten Wohnraum die für den preisgebundenen Wohn-
raum geltenden Bestimmungen herangezogen werden. 
Etwas anderes gelte aber, wenn die Parteien dem  Begriff 
der Wohnfläche im Einzelfall eine abweichende Bedeu-
tung beigemessen hätten. Einer Vereinbarung der Par-
teien darüber, welche Flächen in die Berechnung der 
Wohnfläche einzubeziehen seien, komme damit Vorrang 
zu. Eine solche Vereinbarung liege hier vor. 
Das Landgericht habe den Mietvertrag rechtsfehlerfrei 
dahin ausgelegt, dass die Parteien mit der Formulierung, 
die Räume im Erd-, Zwischen- und Untergeschoss wür-
den „zur Benutzung als Wohnraum“ vermietet, verein -
bart haben, dass die Grundflächen dieser von den Mie-
tern auch tatsächlich als Wohnraum genutzten Räume 
in die Berechnung der im Mietvertrag vereinbarten Wohn-
fläche einfließen sollten. 
Der Einwand der Mieter, die Räume im Kellergeschoss 
seien wegen unterdurchschnittlicher Beleuchtung nicht 
als Wohnraum genehmigungsfähig und wegen einer da-
raus folgenden eingeschränkten Nutzbarkeit auch nur 
als Gästezimmer genutzt, was lediglich einer Nutzung 
von 50 Prozent entspreche und einer Anrechnung der 
gesamten Grundfläche entgegenstehe, führe zu  keinem 
anderen Ergebnis. Hier werde verkannt, dass sich aus ei-
ner öffentlich-rechtlichen Nutzungsbeschränkung man -
gels Einschreitens der Behörde keine zur Minderung be-
rechtigende Einschränkung der Nutzbarkeit ergebe (BGH 
vom 16.9.2009 – VIII ZR 275/08 –). Es sei den Mietver-
tragsparteien unbenommen, im Rahmen einer Wohn-
flächenvereinbarung auch die Anrechnung von Flächen 
wie hier solche mit unterdurchschnittlicher Beleuchtung 
vorzusehen, die etwa nach der II. Berechnungsverord-
nung oder der Wohnflächenverordnung nicht oder nicht 
vollständig zu berücksichtigen seien. 
Fehl gehe schließlich der weitere Einwand, die Entschei-
dung des Berufungsgerichts, bei der Mieterhöhung auf 
die tatsächliche Wohnfläche abzustellen, es den Mietern 
aber zu verwehren, sich bei der Frage des Mangels und 
der Mietminderung auf die tatsächliche Wohnfläche zu 
berufen, sei widersprüchlich. 
Hier würden insoweit die grundlegenden Unterschiede 
zwischen einer für die Frage des Sachmangels maßgeb-
lichen Vereinbarung der Mietvertragsparteien über die 
Wohnfläche einerseits und einer Mieterhöhung nach 
dem Vergleichsmietenverfahren (§ 558 BGB) anderer-
seits verkannt. Bei einer Beschaffenheitsvereinbarung 
über die Wohnfläche bestimmten die Parteien, wie sie 
die Wohnfläche verstanden wissen wollten und welche 
Flächen nach ihren Vorstellungen dahin einzurechnen 
seien. Bei der Mieterhöhung nach § 558 BGB sei dage-
gen die nach objektiven Kriterien ermittelte tatsächliche 
Wohnfläche der streitigen Wohnung maßgeblich. Etwa-
ige abweichende Vereinbarungen der Parteien über die 
Wohnfläche beziehungsweise deren Berechnung seien 
insoweit gemäß § 558 Abs. 6 BGB unwirksam (vgl. BGH 
vom 27.2.2019 – VIII ZR 255/17 –). 

Betriebskostenabrechnung 
Unterbleibt in der Position „sonstige Betriebskosten“ 
die Aufschlüsselung nach Kostenarten, obwohl die ein-
zelnen Kostenarten nicht eng zusammenhängen, ist die 
Abrechnung diesbezüglich formell unwirksam.
BGH vom 6.7.2021 – VIII ZR 371/19 –

 Langfassung im Internet

Hier setzen sich die „sonstigen Betriebskosten“ aus 
unterschiedlichen Kostenpositionen wie Dachrinnenrei-
nigung, Trinkwasseruntersuchung sowie diversen War-
tungskosten zusammen. Die Inrechnungstellung eines 
einheitlichen, nicht aufgeschlüsselten Betrages für die Po-
sition „sonstige Betriebskosten“ mache – so der BGH im 
Hinweisbeschluss vom 6.7.2021 – die Abrechnung inso-
weit formal unwirksam. Denn eine Aufschlüsselung nach 
Kostenarten sei erforderlich, wenn – wie vorliegend – die 
einzelnen Kostenarten nicht eng zusammenhingen. 
Einen erforderlichen engen Zusammenhang zwischen 
einzelnen Kostenarten habe der BGH zwar grundsätzlich 
bei einzelnen Ziffern des Betriebskostenkatalogs bejaht 
(BGH vom 16.9.2009 – VIII ZR 346/08 –). Ein solch 
en ger Zusammenhang liege jedoch nicht vor, wenn im 
Mietvertrag die Umlage diverser Kosten als „sonstige 
Betriebskosten“ vereinbart sei – wie hier etwa die Kos-
ten der Trinkwasseruntersuchung, der Dachrinnenreini-
gung und diverse Wartungskosten – und diese in einer 
Position abgerechnet würden. Insoweit bedürfe es einer 
– gegebenenfalls auch in einer Anlage oder Erläuterung 
zur Abrechnung – abschließenden Angabe der unter der 
Position „sonstige Nebenkosten“ abgerechneten Kosten-
arten sowie einer Aufschlüsselung, welche Beträge für 
die jeweilige Kostenart angefallen seien. Erst recht wäre 
es insoweit auch nicht genügend, wenn eine Betriebs-
kostenabrechnung allein die Bezeichnung „sonstige Be-
triebskosten“ verwendete.
MieterMagazin 11/2021
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Service
Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral gelegenen Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins. Zur Beratung bitte 
immer auch den Mitgliedsausweis und den Mietvertrag mit-
bringen. Wir bitten um Verständnis, dass aus organisatorischen 
Gründen eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.

Beratungszentrum 
Beratungs-
zentrum

 Frankfurter 
Allee in der 
Frankfurter 

Allee 85

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-
person auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Zillestraße 81 (Laden),
nahe Wilmersdorfer Straße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Bismarckstraße (U 2 und U 7)

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Müllerstraße
Müllerstraße 135, nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Beratung derzeit im 1. OG, 
Zugang; Zugang nicht rollstuhlgerecht. 
Kein Fahrstuhl!
u Seestraße

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 

Geschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
MieterMagazin 11/2021
 Öffnungszeiten 
	 Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
 Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 32)

J Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 
J Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
 Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
 Ihren persönlichen Termin.
 Servicetelefon: S 030-226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
 Samstag von 9 bis 13 Uhr

Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung

Servicetelefon: S 030-226 260

J Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 
Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 

J Beratung mit Terminvereinbarung
Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
Ihren persönlichen Termin.
Servicetelefon: 

Aktuell keine Beratung ohne Terminvereinbarung
Corona-Prävention in den Beratungszentren 
und in der Geschäftsstelle: 
Aktuell keine Beratungen ohne Terminvereinbarung
Bitte vereinbaren Sie Ihren persönlichen Beratungstermin 
über unser Servicetelefon S	030-226  260.
Aktuelles zu den Beratungsangeboten finden Sie unter 
www.berliner-mieterverein.de 
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Service
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de

Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung (aktuell nur mit Terminvereinbarung, siehe unten): 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
sstellen

Corona-Prävention: 
Auch in der Geschäftsstelle finden zurzeit keine Beratungen ohne Terminverein-
barung statt. Bitte vereinbaren Sie Ihren persönlichen Beratungstermin über unser 
Servicetelefon S	030-226  260. Weitere Infos: www.berliner-mieterverein.de 

e
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Weitere Beratung
Die hier aufgeführten Beratungsstellen 
sind wieder geöffnet. Nur hier ist auf-
grund der geringeren Besucherzahlen 
auch eine Beratung ohne vorherige Ter-
minvereinbarung möglich. Teilweise ist 
die Zahl der Personen, die sich gleich-
zeitig in den Räumen aufhalten können, 
sehr stark eingeschränkt. Stellen Sie sich 
also darauf ein, dass Sie gegebenenfalls 
vor der Einrichtung warten müssen. 
Selbstverständlich müssen auch hier die 
Hygieneregeln eingehalten werden. In 
vielen Beratungsstellen kann aufgrund 
der Auflagen nur eine Person pro Bera-
tungsgespräch zugelassen werden. 

 Auskünfte zur Zugänglichkeit und 
weitere Informationen über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Geöffnet sind: 

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstr. 13 
i Karlshorst

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, 
Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt

auch eine Beratung ohne vorherige Ter-
minvereinbarung möglich. Teilweise ist 
die Zahl der Personen, die sich gleich-
zeitig in den Räumen aufhalten können, 
sehr stark eingeschränkt. Stellen Sie sich 
also darauf ein, dass Sie gegebenenfalls 
vor der Einrichtung warten müssen. 
Selbstverständlich müssen auch hier die 
Hygieneregeln eingehalten werden. In 
vielen Beratungsstellen kann aufgrund 
der Auflagen nur eine Person pro Bera-
tungsgespräch zugelassen werden. 

 Auskünfte zur Zugänglichkeit und 
weitere Informationen über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Geöffnet sind:

Lichtenberg
Mo 9-11 Uhr

Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstr. 13 

Karlshorst

Marzahn-Hellersdorf
Mo 17-19 Uhr 

Kieztreff, 
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Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Mittelhof e.V., König straße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf

Weiter geschlossen bleiben: 

Lichtenberg: 
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 2. OG, Raum 204

Mitte: Selbsthilfe-, Kontakt- und 
 Beratungsstelle, Perleberger Straße 44/
Ecke Lübecker Straße

Tempelhof-Schöneberg:
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 

Treptow-Köpenick: Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40

Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg)
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K Mi 17-19 Uhr 
Mittelhof e.V., Königstraße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf

Weiter geschlossen bleiben:

Lichtenberg: 
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1b, 2. OG, Raum 204

Mitte: Selbsthilfe-, Kontakt- und 
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Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Wegen Anpassungsarbeiten auf unserer In-
ternetseite bitte Änderungen per Post oder 
per E-Mail kontakt@berliner-mieterverein.de 
mitteilen. Vielen Dank für Ihr Verständnis. 
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonische Kurzberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist notwendig 
unter S 030-226 260:
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85
Beratung aktuell nur mit Termin-
vereinbarung unter S 030-226 260 

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an: 
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Corona-Prävention: 
Ob Energieberatung zu Heizung und 
Heizkosten, Sozialrechtsberatung, 
 Gewerbemieterberatung, Nutzer-/
Pächterberatung oder Mietrechts-
beratung für Künstler (siehe unten) – 
in jedem Fall ist derzeit eine Termin-
vereinbarung erforderlich.

Bitte vereinbaren Sie Ihren persön-
lichen Beratungstermin über unser 
Servicetelefon S	030-226  260.
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Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des 
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; 
E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Zillestraße 81, nahe Wilmersdorfer Straße 
u Bismarckstraße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44
Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen
Bitte vereinbaren Sie einen Termin 
unter S 030-230 899-0 
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Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260

Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de, S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de, S 030-204 47 04 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de, S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
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K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0,  Fax 030-490 00 99 28, 
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de 
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewie senen 
 Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Reuscher, Irina Neuber 
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Bezirksleitung: Thomas Suckow
S & Whats  App 0176 - 50 46 33 11 (Mo-Sa 
9 bis 19 Uhr, per SMS & WhatsApp auch 
sonntags), Mail: thomassuckow@yahoo.com 
Der offene Mitgliedertreff findet jeden  
letz ten Samstag im Monat von 16 bis 
circa 18.15 Uhr statt. 
Ort: Stadtteilladen Krefelder Straße 1 A 
(nahe Kreuzung Alt-Moabit); 
bitte pandemiegerecht mit AHA-Regeln 
und medizinischer Maske  
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, 
Wilhelm Laumann
Kontakt: bmv-neukoelln@freenet.de
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 3. Mo 
im Monat um 18.30 Uhr in der Richardstra-
ße 5 (Räume der Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Bezirksleitung: Hans-Günther Miethe, 
Aleksandar Perovic, Karin Kemner
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf 
Bezirksleitung: Helmut Möller
K „Mittwochsrunde“ jeden 1. Mi im Mo-
nat ab 19 Uhr im Familientreff  Wittenau, 
 Oranienburger Straße 204
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,
AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, 
S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny
Tempelhof-Schöneberg
Bezirksleitung: Heike Gläßer-Hübner, 
Karin Dewitz
Treptow-Köpenick
Bezirksleitung: Henry Baumfelder, 
Ilona Sechting, Rosemarie Wabner
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Donnerstag im Monat 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
Ehrenamtliches 
Engagement
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  

Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Kontakt zu den ehremamtlichen Bezirks-
aktivengruppen auch über Thomas Chris-
tel, Geschäftsstelle des BMV, christel@ber
liner-mieterverein.de S 030-226 26-144

Achtung: Derzeit finden überwiegend keine 
Treffen der Bezirksaktivengruppen statt. 
 Bitte erkundigen Sie sich vor einem Besuch 
bei den angegebenen Kontaktpersonen.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Bezirksleitung: Raphael Thieme, 
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und interessierter 
Mieter jeden 2. Dienstag eines Monat um 
18.30 Uhr im Haus am Mierendorffplatz, 
Mierendorffplatz 19
Friedrichshain-Kreuzberg 
Bezirksleitung: Gundel Riebe, 
Ralf Kießling, Wolfgang Wilms 
K Die Aktivengruppe trifft sich immer am 
2. Do jeden geraden Monats um 18 Uhr 
im Beratungszentrum Frankfurter Allee 85. 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
in den Treffen der Aktivengruppe
Lichtenberg
Bezirksleitung: Lieselotte Bertermann, 
Alexandra Gaulke, Ursula Niemann 
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
2. Mi des Monats um 17 Uhr in der 
„Undine“, Wohnprojekt und Kieztreff, 
 Hagenstraße 57-60. 
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Die Ratgeber des
Deutschen Mieterbundes

Die Broschüren können bezogen werden über den Online-
Shop des DMB-Verlages:  https://shop.mieterbund.de/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

Energieverbrauchs- und
Heizkostenüberprüfung
bei Zentralheizungen
Heizkostenabrechnung einsenden!

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder 
Einzelofenheizungen sowie Heiz an lagen in klei  -
neren Ge bäuden (weniger als 6 Woh nungen) 
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbräuche kön nen hier sehr stark schwanken, 
da der Ein fluss des Nutzers über wiegt. Eine ers-
  te Orientierung ist jedoch mög   lich. Die Ener  gie  -
klassen des Heizspiegels be zie hen sich grund -
 sätzlich auf Ver bräuche von Ge  bäuden, nicht 
von Wohnungen. Sehr auf schluss reich ist aller -
dings der Ver gleich mit Wohnungswerten.
(2) Die Klasse B sollte nach der gel tenden Wär -
 meschutzverordnung von 1995 erreicht werden. 

Gesetzlich vor geschrieben ist ein er rechneter Be -
 darfswert, nicht die hier ermit tel te Ver brauchs-
klasse.
(3) Diese Klassen können zu B und C ver bes sert 
werden, indem z.B. Brennwerttechnik, eine gute 
Heizungs regelung, Außen wand däm mung und 
Wärmeschutzverglasung genutzt wer den.
(4) Die Gebäude dieser Klassen zeichnen sich oft 
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte 
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung 
sind in der Regel erforderlich. Eine Überprüfung 
der Ab rechnung, der Haus technik und der Ge  -
bäudesubstanz sollte hier unbedingt er folgen. 

Berliner Heizspiegel
Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

 
Plattenbau  (1) Mauerwerksbau  (1) 

Klasse, Klasse,
 die mindestens erzielt die mindestens erzielt
niedriger Verbrauch werden sollte für: werden sollte für:

 Neubau ab 1995 (2) Neubau ab 1995 (2)

 Baujahr ab 1973 (3) Baujahr ab 1984 (3)

 Baujahr bis 1972 (3) Baujahr bis 1983 (3)

 Handlungsbedarf (4)

 dringender Handlungsbedarf (4)

sehr hoher Verbrauch 

 0-50 A

 50-100 B

 100-150 C

 150-200 D

 200-250 E

 250-300 F

 über 300 G



Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemäß Berliner Heiz-
   spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Über prüfung des Energieverbrauchs 
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebäuden (mit mindestens sechs 
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck kön nen Ener-
gieverbrauch und Kos ten mit anderen Gebäuden in Berlin verglichen werden. 
Die vom Energiespar be ratungsbüro KEBAB für den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sie ben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des 
Eurolabels für Haushaltsgeräte. 
Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in Ihrem Wohngebäude benötigen 
wir von Ihnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des 
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Wärmemenge (wichtig!), des Bau alters 
des Wohngebäudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des 
Energieträgers (Gas, Öl) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwärme, 
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erläu terungen.
Wurde für das von Ihnen bewohnte Gebäude nach Heizspiegel ein (dringender) 
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterverein für Sie tätig 
werden und den Gebäudeeigentümer mit der Diagnose konfrontieren. 
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen 
von Seiten des Vermieters durchgeführt werden, kann es zur Überschreitung 
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Überprüfung von Energieverbrauch 
und -kosten beinhaltet ausdrücklich keine Rechtsberatung.

Bitte senden Sie Ihre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V., – Heizspiegelüberprüfung –
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

MARKTPLATZ

Mietminderung  
bei Wohnungsmängeln

Was muss beachtet werden, 
wenn die Miete aufgrund von 
Mängeln gekürzt werden soll? 
Mit aktueller Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und zahlrei-
chen Musterschreiben.

Ulrich Ropertz, DMB
in Kooperation mit Ver-
braucherzentrale NRW
208 Seiten, 
11,90 Euro

Was ich als Mieter  
wissen muss

Dieser Ratgeber stellt 
Rechte und Pflichten 

bei Wohnmietverhältnissen 
vor – ein Standardwerk 

für alle Mieter.

Dilip D. Maitra in Koope-
ration Verbraucherzentrale 

NRW und DMB.
380 Seiten,
16,90 Euro

Tipps zum Mietvertrag 
für Mieter – Fallen ver-
meiden, Vorteile nutzen

Dieser Ratgeber gibt dem 
künftigen Mieter Hinweise, 
worauf beim Abschluss  eines 
Mietvertrages zu achten ist. 
Die Erläuterungen werden 
ergänzt durch praktische 
Tipps und Rechenbeispiele.

48 Seiten,
5,90 Euro
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